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Der Länderprüfungsprozess (Peer Review) 

Der Entwicklungsausschuss der OECD (DAC) führt in regelmäßigen Abständen Prüfungen der indivi-
duellen EZ-Leistungen der DAC-Mitglieder durch. Politik und Leistungen der einzelnen Mitglieder werden 
in etwa vierjährigem Turnus einer kritischen Prüfung unterzogen. Jährlich werden fünf bis sechs Program-
me untersucht. Die OECD-Direktion Entwicklungszusammenarbeit (DCD) leistet analytische Unterstüt-
zung und ist für Entwicklung und Beibehaltung des konzeptionellen Rahmens der Peer Reviews verant-
wortlich. 

Vorbereitet wird die Länderprüfung von einem Team, das sich aus Vertretern des Sekretariats zusam-
mensetzt, die mit Regierungsbeamten aus zwei DAC-Mitgliedsländern – den designierten Prüfern –  
zusammenarbeiten. Das der Prüfung unterzogene Land legt ein Memorandum vor, in dem die wichtigsten 
Entwicklungen seiner EZ-Politik und -Programme dargelegt werden. Im Anschluss daran besuchen Ver-
treter des Sekretariats und der prüfenden Länder die Hauptstadt des betreffenden Landes, um dort Gespräche 
mit Regierungsbeamten, Abgeordneten sowie Vertretern von Zivilgesellschaft und Nichtregierungsorgani-
sationen zu führen und aus erster Hand Informationen über aktuelle Fragen im Zusammenhang mit den EZ-
Leistungen des betreffenden DAC-Mitglieds einzuholen. Bei Besuchen vor Ort wird evaluiert, wie die 
wichtigsten DAC-Politiken, -Grundsätze und -Anliegen konkret umgesetzt werden, und es wird geprüft, welche 
Aktivitäten in den Partnerländern durchgeführt werden, insbesondere in Bezug auf Armutsbekämpfung, 
Nachhaltigkeit, Gleichstellung der Geschlechter sowie sonstige Aspekte der partizipativen Entwicklung, 
und wie die lokale Koordinierung der Entwicklungszusammenarbeit erfolgt. Eine jüngst eingeführte neue 
Maßnahme sind die „gemeinsamen Bewertungen“, bei denen die Aktivitäten mehrerer Mitglieder im Rahmen 
ein und derselben Mission vor Ort geprüft werden. 

Das Sekretariat bereitet dann den Entwurf eines Berichts über die Entwicklungszusammenarbeit des 
betreffenden DAC-Mitglieds vor, der als Grundlage für die DAC-Prüfungstagung bei der OECD dient. Auf 
dieser Tagung beantworten hochrangige Beamte des zu prüfenden Mitgliedslands eine Reihe von Fragen, 
die von den DAC-Mitgliedern unter Leitung der Prüfer gestellt werden. Diese Fragen werden vom Sekretariat 
zusammen mit den Prüfern formuliert.  

Die vorliegende Publikation enthält die wichtigsten Ergebnisse und Empfehlungen des Entwicklungs-
ausschusses sowie den Bericht des Sekretariats, der von den Prüfern aus Frankreich und den Niederlanden 
für die Peer Review am 13. Dezember 2005 erstellt wurde. 

 
 

Die OECD bedient sich zur Erreichung ihrer Ziele einer Reihe von Fachausschüssen, 
darunter des Entwicklungsausschusses, dessen Mitglieder sich zum Ziel gesetzt haben, 
den Gesamtbetrag der Leistungen an die Entwicklungsländer zu steigern und den Nutz-
effekt der geleisteten Hilfe zu erhöhen. Zu diesem Zweck überprüfen die Ausschuss-
mitglieder in regelmäßigen Abständen gemeinsam Höhe und Art ihrer Beiträge zu den 
bilateralen und multilateralen Programmen der Entwicklungszusammenarbeit und  
konsultieren einander über alle sonstigen einschlägigen Gesichtspunkte ihrer EZ-Politik.  

Die Mitglieder des Entwicklungsausschusses sind: Australien, Belgien, Dänemark, 
Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Japan, Kanada,  
Luxemburg, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Portugal, Schweden, 
Schweiz, Spanien, Vereinigtes Königreich, Vereinigte Staaten und die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften. 
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Abkürzungen 

AA Auswärtiges Amt 
ALNAP Active Learning Network for Accountability and Performance in Humanitarian Action
AURA Auftragsrahmen 
  
BMZ Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
BNE Bruttonationaleinkommen 
  
CAP UN Consolidated Inter-Agency Appeal (Konsolidierte Hilfsappelle der Vereinten 

Nationen) 
CIM Zentrum für Internationale Migration und Entwicklung  
  
DAC Development Assistance Committee (Entwicklungsausschuss) 
DAAD Deutscher Akademischer Austausch Dienst 
DED Deutscher Entwicklungsdienst 
DEG Deutsche Investitions- und Entwicklungsgesellschaft mbH 
DIE Deutsches Institut für Entwicklungspolitik 
DSE Deutsche Stiftung für internationale Entwicklung  
DSG Donor Support Group 
  
EEF Europäischer Entwicklungsfond 
EG Europäische Gemeinschaft 
ESF Europäischer Sozialfonds 
EU Europäische Union 
  
FAO Food and Agricultural Organisation (Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation  

der Vereinten Nationen) 
FZ Finanzielle Zusammenarbeit 
  
GAP Gemeinsame Agrarpolitik 
GHD Principles and Good Practice of Humanitarian Donorship (Grundsätze und 

empfehlenswerte Praktiken der humanitären Hilfe) 
GTZ Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit  
  
HIPC Heavily indebted poor countries (Hoch verschuldete arme Länder) 
  
IDA International Development Association (Internationale Entwicklungsorganisation) 
IKRK Internationales Komitee vom Roten Kreuz 
InWEnt Internationale Weiterbildung und Entwicklung GmbH 
ISDR United Nations International Strategy for Disaster Reduction (Internationale  

Strategie für Katastrophenvorsorge) 
  
KfW Kreditanstalt für Wiederaufbau 
  
MDG Millenniums-Entwicklungsziele 
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NRO Nichtregierungsorganisation 
  
ODA Official Development Assistance (Öffentliche Entwicklungszusammenarbeit) 
OSZE Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
  
PBA Programme-based approach (Programmorientierte Ansätze) 
PPP Public Private Partnership (Öffentlich-private Partnerschaften) 
PRS Poverty Reduction Strategy (Strategie zur Verringerung der Armut) 
  
SDPRP Sustainable Development and Poverty Reduction Programme (Programm für 

nachhaltige Entwicklung und Armutsbekämpfung) 
SES Senior Experten Service GmbH 
SSR Security System Reform (Reform des Sicherheitssektors) 
  
TZ Technische Zusammenarbeit 
  
UN Vereinte Nationen 
  
UNDP UN Development Programme  (Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen) 
UNHCR UN High Commission for Refugees (Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der 

Vereinten Nationen 
UN-OCHA UN Office for the Co-ordination of Humanitarian Affairs (Büro für die Koordination 

humanitärer Angelegenheiten) 
  
VENRO Verband Entwicklungspolitik deutscher Nichtregierungsorganisationen 
  
WEP Welternährungsprogramm 
WHO World Health Organisation  (Weltgesundheitsorganisation) 
  
ZFD Ziviler Friedensdienst 
 

 
 
Es galten folgende Wechselkurse: 
 
Euro je US-Dollar: 2000 2001 2002 2003 2004 

  1,0851 1,1166 1,0611 0,8851 0,8049 
 

Verwendete Zeichen: 
 
€€  Euro 
( ) Ganz oder teilweise vom Sekretariat geschätzt 
– Null 
0.0 Unerheblich 
.. Kein Nachweis vorhanden 
... Kein Einzelnachweis vorhanden, in der Gesamtsumme aber berücksichtigt 
n.z. Nicht zutreffend 
 
Leichte Abweichungen in den Summen sind durch Runden bedingt. 
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Übersicht über die deutsche ODA 

 

 

DEUTSCHLAND

 ODA, netto 2003 2004

Verän-
derung 
2003/04

Im Uhrzeigersinn

 Jeweilige Preise (Mio. US-$) 6 784 7 534 11.1%
 Konst. Preise (2003, Mio. US-$) 6 784 6 788 0.1%
 Euro (Mio.) 6 005 6 064 1.0%
 ODA/BNE 0.28% 0.28%
 Bilateraler Anteil 60% 51%
 Öffentliche Hilfe (OA), netto

 Jeweilige Preise (Mio. US-$) 1 181 1 434 21.5%

1 China  396
2 Kongo, Demokr. Rep.  314
3 Nicaragua  307
4 Kamerun  278
5 Indonesien  163
6 Indien  157
7 Sambia  135
8 Ägypten  134
9 Serbien und Montenegro  119

10 Türkei  104

Zehn Hauptempfänger 
von ODA/OA, brutto (Mio. US-$)

Bilaterale ODA, brutto, Durchschnitt 2003-2004, wenn nicht anders angegeben

Nach Sektoren 

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Bildung, Gesundheit und Bevölkerung Sonstige soziale Infrastruktur Wirtschaftliche Infrastruktur

Produktion Sektorübergreifend Programmhilfe

Schuldenerlass Nothilfe Unaufgeschlüsselt

 Nach Einkommensgruppe (Mio.  US-$) 

 0

1 631

 780
1 311

1 337

 206

LDC

Sonstige LIC

LMIC

UMIC

HIC

Nicht zugeordnet

Nach Regionen (Mio. US-$) 

 607

 537

 825

1 624

 795

 369

 508

Subsahara-
Afrika
Süd- und
Zentralasien
Sonstiges Asien
und Ozeanien
Naher Osten und
Nordafrika
Lateinamerika 
und Karibik
Europa

Unaufgeschlüsselt
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Wichtigste Ergebnisse und Empfehlungen des Entwicklungsausschusses (DAC)  

Allgemeiner Rahmen und derzeitige Orientierungen 

Seit der DAC-Länderprüfung 2001 hat der Prozess der Neuorientierung des deutschen EZ-Konzepts 
an Dynamik gewonnen, was dessen Anpassung an das sich verändernde internationale Umfeld der 
Entwicklungspolitik und -praxis unter gleichzeitiger Berücksichtigung der DAC-Empfehlungen ermög-
licht hat. Wie die meisten anderen Geber hat Deutschland sich verpflichtet, seine Mittel für öffentliche 
Entwicklungszusammenarbeit (ODA) zur Förderung der Millenniums-Entwicklungsziele (MDG) zu 
erhöhen und die Qualität der EZ im Einklang mit der Erklärung von Paris über die Wirksamkeit der 
Entwicklungszusammenarbeit (2005) zu verbessern. Um den derzeitigen entwicklungspolitischen Heraus-
forderungen begegnen zu können, werden weitere Anpassungen der deutschen EZ-Abwicklungs-
modalitäten erforderlich sein. Die Bundesregierung ist bereit, diese Herausforderungen anzunehmen. 

Die entscheidende Frage ist die Umsetzung der Armutsbekämpfungsagenda 

Das Aktionsprogramm 2015 zur Armutsbekämpfung (AP2015), das zum Zeitpunkt der letzten 
DAC-Länderprüfung gerade vom Kabinett verabschiedet worden war, enthält eine ehrgeizige entwick-
lungspolitische Agenda mit globaler Perspektive. Deutschland zählte zu den ersten DAC-Mitgliedern, 
die eine solche alle Regierungsebenen umfassende entwicklungspolitische Agenda verabschiedet 
haben, mit der insofern Neuland betreten wird, als die Armutsbekämpfung zur überwölbenden Aufgabe 
der Entwicklungszusammenarbeit und zu einem wichtigen Element aller nationalen Politikfelder 
erklärt wurde. Armutsbekämpfung ist nicht das einzige Ziel der deutschen Entwicklungspolitik; diese 
umfasst vielmehr auch die Friedensentwicklung und die Förderung einer sozial gerechten Globalisie-
rung und orientiert sich am Prinzip der nachhaltigen Entwicklung. Der dem AP2015 zu Grunde 
liegende Ansatz, der von einer erweiterten Definition der Armutsbekämpfung ausgeht, sieht neben der 
sozialen Entwicklung auch Wirtschaftswachstum gepaart mit guter Regierungsführung als notwendig 
an, wenn bei den MDG Fortschritte erzielt werden sollen. Diese Vielzahl von Zielen und Themen 
könnte, obwohl sie in gewisser Weise eine Ergänzung zum AP2015 darstellt, Verwirrung bezüglich 
der prioritären EZ-Ziele Deutschlands stiften. Der Prozess der Festlegung der operationellen Implika-
tionen eines so umfassenden Ansatzes zog sich bis 2004 hin, wo dann interne Monitoring-Regeln und 
ein mit Zeitzielen versehener Umsetzungsplan vereinbart wurden.  

Im Rahmen ihrer Bemühungen um Erfüllung der internationalen Verpflichtungen, namentlich im 
Kontext der MDG, hat die Bundesregierung beträchtliche Fortschritte bei der Anpassung ihrer Politi-
ken und Ansätze erzielt. Sie muss deren Umsetzung auf effektive und effiziente Weise beharrlich 
fortsetzen und dabei die Armutsbekämpfung noch stärker in den Mittelpunkt stellen. Deutschland 
verdient Anerkennung für sein Engagement in einer Reihe von Bereichen, die von anderen Gebern 
finanziell eher weniger unterstützt werden, wie insbesondere Regierungsführung und Umwelt. Die 
Herausforderung für Deutschland besteht nun darin zu zeigen, dass das Verhältnis zwischen direkten 
und indirekten Ansätzen der Armutsbekämpfung ausgewogen ist und sein breit angelegter Ansatz 
insgesamt die gewünschte Wirkung hat. Deutschlands Konzept im Hinblick auf Armutsbekämpfung 
und MDG ist mittlerweile grundsätzlich eng verknüpft mit seiner Strategie der Harmonisierung und 
Partnerorientierung, was eine vielversprechende Grundlage für eine wirksamere Armutsbekämpfungs-
strategie bildet. 
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Straffung der institutionellen Strukturen  

Das deutsche EZ-System ist multiinstitutionell. Das Bundesministerium für wirtschaftliche  
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) spielt eine zentrale Rolle und wurde 2003 umstrukturiert, 
um die bilateralen, multilateralen und sektoralen Zuständigkeiten besser miteinander zu verzahnen. Es 
stützt sich hauptsächlich auf zwei Durchführungsorganisationen, die Deutsche Gesellschaft für 
Technische Zusammenarbeit (GTZ) und die KfW Entwicklungsbank. Das gesamte Spektrum der 
deutschen Organisationen, die auf ODA-Mittel zurückgreifen, geht weiter über diesen organisatori-
schen Kernbereich hinaus und umfasst mehr als 30 Institutionen, darunter andere Bundesministerien, 
staatliche Einrichtungen und Organisationen außerhalb des staatlichen Bereichs (politische Stiftungen, 
kirchliche Organisationen und Nichtregierungsorganisationen) sowie Bundesländer und Kommunen. 

Angesichts der auf den Grundsätzen der Partnerschaft und Eigenverantwortung basierenden Ent-
wicklungszusammenarbeit ist das deutsche EZ-Modell heute aus Partnersicht womöglich nicht mehr 
wirklich zweckmäßig. Die institutionelle Differenzierung zwischen Finanzieller und Technischer 
Zusammenarbeit wie auch innerhalb der Technischen Zusammenarbeit hat weitreichende Konsequen-
zen für den gesamten EZ-Prozess. Erstens besteht bei dem deutschen System, das auf einem breiten 
Spektrum von Organisationen, Instrumenten und Ansätzen beruht, die Gefahr, dass Konzepte und 
Programme von der Warte des Gebers her gestaltet werden. Zweitens nehmen die Erfordernisse der 
internen Koordinierung Zeit und Arbeitskraft der deutschen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in 
Anspruch, die dann für wichtigere strategische Aufgaben fehlen. Und schließlich müssen sich die 
Entwicklungspartner mit einer Vielzahl von Organisationen und Verfahren auseinander setzen, was 
ihre häufig ohnehin begrenzte Kapazität unnötig strapaziert.  

In den letzten Jahren hat das BMZ eine Reihe praktischer Maßnahmen ergriffen, um die ver-
schiedenen deutschen EZ-Instrumente im Interesse eines funktionsfähigeren Systems besser miteinan-
der zu verzahnen. Eine der Schlussfolgerungen der DAC-Prüfung lautet, dass das Potenzial für 
Effizienzsteigerungen innerhalb der bestehenden Struktur begrenzt ist. Damit Deutschland den der-
zeitigen entwicklungspolitischen Herausforderungen wirksam begegnen kann, sind strukturelle 
Veränderungen unerlässlich. Die Modernisierung des traditionell zersplitterten deutschen EZ-Systems 
ist kein neues Thema und wurde im Laufe der Jahre sowohl innerhalb als auch außerhalb der deut-
schen Entwicklungszusammenarbeit ausgiebig diskutiert. Mit der neuen Bundesregierung bietet sich 
möglicherweise die Chance, eine grundlegende Reform der Gesamtstruktur des deutschen EZ-Systems 
vorzunehmen und sich zugleich auch der damit zusammenhängenden komplexen Fragen politischer, 
finanzieller, administrativer und kultureller Art anzunehmen. 

Empfehlungen 

• Zur Verankerung der Armutsorientierung in seinem gesamten EZ-Programm wird Deutsch-
land ermutigt, mit der Anpassung seiner Politiken und Ansätze fortzufahren. Insbesondere 
muss in die bilateralen Länderprogramme ein systematisches konsequentes Konzept für die 
Bewertung der Armutseffekte eingebaut werden, die von der ganzheitlichen deutschen  
Strategie der Armutsbekämpfung ausgehen. 

• Die Bundesregierung wird ermutigt, ihre Reformbemühungen weiter mit dem Ziel zu ver-
stärken, die einzelnen Strukturen der deutschen EZ zu einem geschlosseneren Ganzen  
zusammenzufügen und zu einem wirkungsvollen Motor des Entwicklungsfortschritts zu machen. 
Das könnte auch zur Abschaffung der zunehmend künstlichen Unterscheidung zwischen  
Finanzieller und Technischer Zusammenarbeit beitragen. 
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• Die Erfüllung der internationalen Verpflichtungen setzt breite Unterstützung von Seiten des 
Staats und der Zivilgesellschaft voraus, unter Einbindung politischer Stiftungen, kirchlicher 
Organisationen und NRO. Deutschland sollte seine Öffentlichkeitsarbeit neu überdenken, um in 
der Bevölkerung generell für ein besseres Verständnis der Entwicklungsfragen und -ergebnisse zu 
sorgen, darunter auch der zu berücksichtigenden Aspekte bei der Wahl von Abwicklungs-
modalitäten, die einer höheren EZ-Effektivität förderlich sind. 

ODA-Volumen und -Verteilung 

Sicherstellung der notwendigen politischen Unterstützung für die zugesagte Aufstockung  
der ODA-Leistungen 

Die neue Bundesregierung hat im Koalitionsvertrag erneut die seit langem bestehende Zusage 
Deutschlands bekräftigt, den VN-Richtwert von 0,7% für das Verhältnis zwischen ODA und Brutto-
nationaleinkommen (BNE) zu verwirklichen, in Übereinstimmung mit der EU-Vereinbarung von Mai 
2005, der zufolge Deutschland sich zum Ziel setzt, bis 2010 0,51% und bis 2015 0,7% zu erreichen. 
Dieses Engagement ist angesichts der insgesamt angespannten Haushaltslage und der Notwendigkeit, 
trotz schwieriger wirtschaftlicher und sozialer Reformen einen ausgeglichenen Bundeshaushalt zu 
erreichen, zu begrüßen. Trotz der parteiübergreifenden Unterstützung der deutschen Entwicklungs-
zusammenarbeit und deren Fokussierung auf die Armutsbekämpfung wird eine wichtige Aufgabe für 
das BMZ darin bestehen, die notwendige politische Unterstützung für die Erhöhung des deutschen EZ-
Budgets zu sichern. Dazu wird es vielleicht in der Öffentlichkeit einer überzeugenderen Darstellung 
der EZ-Aktivitäten und der Ergebnisse bedürfen, die dabei im heutigen Kontext der Globalisierung 
und der zunehmenden Interdependenz der Nationen erzielt werden. 

Die Einhaltung seiner internationalen Verpflichtungen wird Deutschland bedeutende budgetäre 
Anstrengungen abverlangen. Um den ODA-Zielwert von 0,51% bis 2010 zu erreichen, müssten die 
ODA-Nettoleistungen auf 15,5 Mrd. US-$ steigen, was einer Verdoppelung ihres Niveaus von 2004 
(7,5 Mrd. US-$) entspräche. Die deutschen ODA-Leistungen haben, nachdem sie zehn Jahre lang 
zurückgegangen waren, seit 2000 in realer Rechnung wieder leicht zugenommen, so dass sich das 
Verhältnis ODA/BNE von 0,27% auf 0,28% erhöhte. Angesichts seiner angespannten Haushaltslage 
beabsichtigt Deutschland, seinen längerfristigen Verpflichtungen nicht nur durch Bereitstellung 
zusätzlicher Haushaltsmittel, sondern auch durch Schuldenerleichterungen sowie die Mobilisierung von 
Ressourcen mit Hilfe neuer, innovativer Finanzierungsmechanismen nachzukommen. Jedoch dürften 
die Schuldenerleichterungen, die 2004 9% und 2002 und 2003 18% der gesamten ODA-Brutto-
leistungen ausmachten, bis 2008 zurückgehen. Auch ist nach wie vor ungewiss, welcher Spielraum für 
die Mobilisierung von ODA-Ressourcen mittels innovativer Finanzierungsmechanismen besteht. 

Die Realisierung des Zielwerts von 0,51% stellt eine doppelte Herausforderung dar, nämlich 
einmal Mobilisierung der notwendigen Ressourcen und zum anderen Schaffung der Voraussetzungen 
für einen wirksamen Einsatz dieser Mittel. Im Hinblick darauf muss die neue Bundesregierung noch 
einen Stufenplan zur Aufstockung der ODA-Leistungen erstellen und annehmen. Ein solcher Plan 
würde einen besseren Überblick über die voraussichtlichen künftigen Erhöhungen der ODA-
Leistungen ermöglichen und für die Berechenbarkeit sorgen, die notwendig ist, um derart umfangreiche 
zusätzliche Ressourcen einzuplanen und wirksam einzusetzen. In dem Plan sollte klar festgelegt 
werden, wie weit das ODA-Wachstum über zusätzliche Haushaltsmittel und wie weit es mit Hilfe 
innovativer Finanzierungsinstrumente zustande kommen soll. Da die Perspektive eines rasch expan-
dierenden ODA-Budgets Fragen im Zusammenhang mit der globalen Organisationskapazität aufwirft 
und zunehmenden Druck in Richtung auf eine Anpassung der Abwicklungsmodalitäten ausüben wird, 
sollte der Stufenplan für die Aufstockung der ODA-Leistungen auch Angaben darüber enthalten, wie 
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und nach welchen Allokationskriterien die ODA-Mittel vergeben werden sollen (Länder, Sektoren, 
Instrumente und Modalitäten, einschließlich Aufteilung zwischen multilateralen und bilateralen 
Leistungen). Ein solcher Plan wäre schließlich auch im Kontext der weltweiten Aufstockung der 
ODA-Mittel von Nutzen, wo es eines besseren Informationsaustauschs zwischen den Gebern bedarf, 
um die Berechenbarkeit der externen Ressourcen für die Entwicklungsländer wie auch die Komple-
mentarität der geberseitigen Unterstützungsleistungen sicherzustellen. 

Bei der derzeit zu beobachtenden Schwerpunktverlagerung zu Gunsten der ärmeren Länder 
bedarf es einer größeren strategischen Selektivität  

Deutschland hat nie eine Präferenz für spezifische Ländergruppen bekundet. Auch wenn ein-
geräumt wird, dass die ärmsten Länder auf die volle Unterstützung aller Geber angewiesen sind, 
erachtet Deutschland die Zusammenarbeit mit wirtschaftlich fortgeschritteneren Ländern im Hinblick 
auf die Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele (MDG) doch ebenfalls als unerlässlich, da 
50% der armen Bevölkerung der Welt allein in China und Indien leben. Im Zuge der Ausrichtung auf 
die wirtschaftlich fortgeschritteneren Länder (so genannte „Ankerländer“), die für ihre Entwicklungs-
finanzierung überwiegend Zugang zu den internationalen Kapitalmärkten haben, beabsichtigt Deutsch-
land, strategische Partnerschaften mit diesen Ländern einzugehen und dabei auch in größerem Umfang 
auf Marktmittel statt auf Haushaltsmittel zurückzugreifen. Die deutsche Entwicklungspolitik konzen-
triert sich seit jeher stark auf Länder der mittleren Einkommensgruppe, die bis Anfang der 2000er 
Jahre mehr als 50% der bilateralen Leistungen empfingen. Auf die am wenigsten entwickelten Länder 
sowie andere Länder der unteren Einkommensgruppe entfallen heute über 50% der bilateralen ODA-
Leistungen (was sich z.T. aus dem wachsenden Umfang der Schuldenerleichterungen erklärt). 

Um die strategische Fokussierung der bilateralen Entwicklungszusammenarbeit zu verstärken, 
konzentriert das BMZ seine Aktionen auf rd. 80 Kooperationsländer und in jedem dieser Länder auf 
eine beschränkte Zahl von Aktionsfeldern. Es wird unterschieden zwischen „Schwerpunktpartner-
ländern“, in denen sich das BMZ auf möglichst nur drei Schwerpunktbereiche konzentrieren soll,  
und „Partnerländern“, in denen sich die Zusammenarbeit auf einen einzigen Schwerpunktbereich 
beschränkt. Nach wie vor ungelöst ist die Frage nach der optimalen Zahl von Kooperationsländern 
angesichts der von Deutschland eingegangenen Verpflichtung, die EZ-Wirksamkeit zu steigern und 
die Abwicklungsmodalitäten auf der Basis einer besseren geberseitigen Arbeitsteilung effizienter zu 
gestalten. Das BMZ prüft derzeit einen möglichen Katalog von Kriterien, deren Anwendung dazu 
beitragen könnte, den neuen Anforderungen der EZ-Wirksamkeit besser gerecht zu werden. Bei der 
Überprüfung der Liste von Kooperationsländern sollte das BMZ auch Überlegungen über den geeigne-
ten Mix von Ländern und Instrumenten sowie die EZ-Abwicklungskapazität anstellen, die notwendig 
ist, damit Deutschland einen effektiven Beitrag zur Armutsbekämpfung und zur Verwirklichung der 
MDG leisten kann. 

Auf dem Weg zu einer effektiveren multilateralen Zusammenarbeit 

Die multilateralen Leistungen Deutschlands stellen gewöhnlich etwa ein Drittel der gesamten 
ODA-Bruttoleistungen dar, fielen aber 2004 auf Grund eines größeren Beitrags an die Weltbank höher 
aus (42%). In einer zunehmend globalisierten Welt misst Deutschland der multilateralen Zusammen-
arbeit wachsende Bedeutung bei. Im Interesse der angestrebten Erhöhung der EZ-Wirksamkeit beabsich-
tigt das BMZ ein Monitoring der Fortschritte der multinationalen Stellen bei der Umsetzung der 
international vereinbarten Entwicklungsagenda, insbesondere bei der Armutsbekämpfung und der 
Verwirklichung der MDG vor Ort. Die 2003 vorgenommene interne Neuorganisation des BMZ, bei der 
multilaterale, bilaterale und sektorale Kompetenzen innerhalb des Ministeriums zusammengefasst wurden, 
hat die Kohärenz zwischen der multilateralen und bilateralen Entwicklungspolitik verbessert.  
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Das verstärkte Augenmerk, das mittlerweile der Ergebnisevaluierung gilt, hat bislang noch nicht 
dazu geführt, dass derartige Evaluierungen als Maßstab für die Höhe der finanziellen Beiträge an die 
multilateralen Stellen zu Grunde gelegt werden. Deutschland unterstützt seit jeher die EZ-Aktivitäten 
der Europäischen Gemeinschaft (EG) und der Internationalen Finanzinstitutionen, erkennt aber an, 
dass die VN-Stellen in Anbetracht der Rolle, die ihnen bei der Lösung globaler Probleme zukommt, 
größere Unterstützung verdienen. Dieses verstärkte Interesse an multilateralen Institutionen hat seinen 
Ausdruck bislang aber weder in entsprechenden strategischen Überlegungen noch in Maßnahmen der 
Ergebniskontrolle gefunden. Was daher als erstes Not tut, ist eine klare multilaterale Strategie sowie 
ein organisatorisches Konzept, das auch die deutschen Durchführungsorganisationen mit einbezieht 
und ein systematischeres Monitoring der Ergebnisse der multilateralen Institutionen gewährleistet.  

Empfehlungen 

• Deutschland muss sich dringend der Frage der Umsetzung seiner ODA-Verpflichtungen  
annehmen. Das setzt voraus, dass die neue Regierung einen Stufenplan zur Aufstockung der 
ODA-Mittel festlegt, der sowohl dem Aspekt der Finanzierung als auch dem der Verwendung 
der zusätzlichen Mittel Rechnung trägt.  

• Deutschland muss seine Bemühungen fortsetzen, in Bezug auf die geographische und  
thematische Ausrichtung seiner Entwicklungspolitik einen strategischeren Ansatz zu 
verfolgen, der dem überwölbenden Ziel der Armutsbekämpfung besser gerecht wird. Dazu 
sind weitere Überlegungen über das richtige Verhältnis zwischen Ländern der mittleren und 
Ländern der unteren Einkommensgruppen sowie über die Wahl des geeigneten Länder-
/Instrumenten-Mix notwendig, damit Deutschland in der Lage ist, einen effektiven Beitrag zur 
Armutsbekämpfung und zur Realisierung der MDG zu leisten.  

• Die stärkere Betonung der Performance der multilateralen Stellen könnte sich besser als bisher 
in einer entsprechenden Politik der Ressourcenallokation niederschlagen. Dafür könnte u.U. 
ein geeigneteres, die globalen Fonds umfassendes Rahmenkonzept für die multilaterale  
Zusammenarbeit auf der Basis von Methoden namentlich zur Bewertung der Effektivität  
erforderlich sein, vorzugsweise in Zusammenarbeit mit anderen Gebern. 

Politikkohärenz im Dienst der Entwicklung 

Wachsendes Interesse auf politischer Ebene 

Das generelle Interesse Deutschlands an Politikkohärenz hat seinen Ursprung in der deutschen 
Verfassung, und die Einhaltung der betreffenden Bestimmungen wird vom Kanzleramt aktiv verfolgt 
und koordiniert. Die Tatsache, dass Deutschland über ein eigenständiges Ministerium für Entwick-
lungszusammenarbeit mit Kabinettsrang verfügt, ermöglicht ein aktives Engagement auf den höchsten 
Regierungsebenen, was in den vergangenen fünf Jahren zu einer Reihe spezifischer Erklärungen zur 
Politikkohärenz geführt hat (z.B. in Bezug auf Rüstungsexporte, Krisenprävention, Konfliktbeilegung, 
Friedenssicherung, Exportgarantien, Nachhaltigkeitsstrategie). Dem BMZ obliegt es auch, sämtliche 
Gesetzentwürfe der Regierung auf ihre entwicklungspolitische Wirkung hin zu prüfen. Die Bundes-
regierung hat 2001 mit der Annahme des Aktionsprogramms 2015 (AP2015) ihre Verpflichtung auf 
ein kohärentes, ressortübergreifendes Konzept der Entwicklungspolitik erneut bestätigt. Das Aktions-
programm erhielt jedoch erst 2004 eine feste organisatorische Struktur, als das BMZ eine „Kohärenz-
agenda“ mit 14 prioritären Zielen vorlegte, die auch die Zuständigkeiten auf Referatsebene sowie 
einen ungefähren Zeitrahmen definierte. Das BMZ ist, auch dank zusätzlicher Ermutigungen seitens 
der EU und internationaler Gremien wie z.B. des DAC, daran gegangen, die Politikkohärenz im 
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Interesse der Entwicklung zu einer ihrer obersten Prioritäten zu machen, und dieses Thema nimmt 
nunmehr einen herausragenden Platz in den BMZ-Managementleitlinien für 2005 ein. 

Die zunehmende Bedeutung, die der Politikkohärenz in Entwicklungsfragen beigemessen wird, 
hat eine solidere organisatorische Ausgangsbasis geschaffen, die es der Bundesregierung ermöglicht, 
ihre Aktionen in Deutschland und innerhalb der EU, auf internationaler Ebene und in den Entwick-
lungsländern selbst systematischer und spezifischer an ausgewählten Kriterien auszurichten. Um 
dieses ehrgeizigere Konzept in die Praxis umzusetzen, bedarf es jedoch präziserer strategischer 
Orientierungen und zusätzlicher Ressourcen.  

Bessere Umsetzung der Politikkohärenz in die Praxis: Vorgehensweise, Kapazitäten und 
Monitoring 

Die vom BMZ 2004 beschlossene Kohärenzagenda stellt einen ersten Orientierungsrahmen dar, 
der mehr Klarheit in das konkrete Vorgehen in diesem weit gespannten Bereich bringen soll. Die darin 
gegenwärtig enthaltenen Zielvorgaben betreffen jedoch unterschiedliche Ebenen (Aktivitäten, Ergeb-
nisse bzw. organisatorische Veränderungen), lassen eine Prioritätenordnung im Hinblick auf die 
verschiedenen Aktionen vermissen und setzen außerdem eine Klärung der zwischen ihnen bestehen-
den Querverbindungen voraus. Es dürfte mittlerweile möglich sein, von prozeduralen Erwägungen zur 
Behandlung prioritärer, spezifisch die Politikkohärenz betreffender Probleme überzugehen. Das setzt 
ausgiebige Konsultationen sowie die Einbindung von Schlüsselpartnern voraus, wobei namentlich an 
Mitglieder des Parlaments, des Kanzleramts, anderer Ministerien sowie an bestimmte einflussreiche 
Vertreter der Zivilgesellschaft zu denken ist. 

Das BMZ verfügt derzeit nur über begrenzte Kapazitäten für die Ermittlung und Analyse von 
Problemen im Bereich der Politikkohärenz wie auch für die entsprechende Aufklärungs- und Bildungs-
arbeit. Bislang spielt nur eine kleine Zahl erfahrener Entwicklungsexperten eine aktive Rolle auf dem 
Gebiet der Politikkohärenz. Das BMZ sollte sich außerhalb des eigenen Hauses um die zusätzlichen 
Kompetenzen und Ressourcen bemühen, die notwendig sind, um seine diesbezüglichen Vorstellungen 
in die Tat umzusetzen. Zu diesem Zweck könnte es sich z.B. den Initiativen anderer bilateraler Geber 
oder denen der EG anschließen, die gegenwärtig ihr eigenes informelles Netzwerk aufzubauen sucht. 
Das würde die analytische Kapazität stärken und gleichzeitig die Fähigkeit verbessern, in der Öffent-
lichkeit wie auch in politischen Kreisen Kräfte zur Förderung der Politikkohärenz zu mobilisieren. 

Bislang beschränkt sich die Unterrichtung über Maßnahmen zur Unterstützung der Politikkohärenz 
im Wesentlichen auf die wenigen Informationen, die in den Zweijahresberichten über die Durchführung 
des AP2015 enthalten sind. Nachdem das BMZ jetzt über eine spezifischere handlungsorientierte 
Kohärenzagenda verfügt, wäre es gut, wenn gleichzeitig auch Vorkehrungen zur Dokumentierung der 
von Deutschland unternommenen Anstrengungen zur Verbesserung der Politikkohärenz auf nationaler 
Ebene wie auch vor Ort getroffen würden und darüber systematisch Bericht erstattet würde. 

Empfehlungen 

• Das BMZ sollte eine klarere und stärker handlungsorientierte Grundsatzerklärung über die 
Kohärenz der Entwicklungspolitik abgeben, damit die Aktionen auf nationaler Ebene besser 
auf spezifische Schwerpunktthemen ausgerichtet werden können und eine breitere Unterstützung 
in der Öffentlichkeit und auf politischer Ebene gefördert wird. 

• Die Organisations- und Ressourcenprobleme des BMZ müssen angegangen werden, damit 
auf dieser Ebene die als prioritäres Ziel anerkannte Politikkohärenz konkret umgesetzt werden 
kann. Darüber hinaus können die derzeitigen Bemühungen Deutschlands um Teilnahme an 
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Netzwerken für Politikkohärenz, wie z.B. dem Netzwerk der EG, ein wirksames Mittel zur 
Stärkung seiner diesbezüglichen Kapazitäten sein.  

• In Verbindung mit den bestehenden Monitoring-Vorkehrungen des AP2015 sollte die operatio-
nelle Definition der Politikkohärenz in Form der BMZ-Kohärenzagenda zu einer besseren 
Kontrolle und Berichterstattung über die diesbezüglichen Fortschritte führen. 

EZ-Management und -Umsetzung 

Fortschritte bei der Steigerung der EZ-Wirksamkeit: Programme und Modalitäten 

Wie die in der Erklärung von Paris verankerten Grundsätze zeigen, werden sich die DAC-
Mitglieder zunehmend der Notwendigkeit bewusst, ihre nationalen EZ-Systeme zu überdenken und 
möglichst kreativ darauf hinzuarbeiten, dass sich diese Systeme fortan weniger von historischen oder 
nationalen Erwägungen als vielmehr von dem Bestreben leiten lassen, die EZ-Abwicklung vor Ort so 
effektiv wie möglich zu gestalten. Deutschland schließt sich diesen auf internationaler Ebene zu 
beobachtenden Tendenzen voll an und hat seinen Wunsch bekundet, sich besonders nachdrücklich 
hierfür einzusetzen. Es wurde auch bereits eine Reihe von Pilotinitiativen mit dem Ziel eingeleitet, das 
deutsche EZ-System zu modernisieren, u.a. dadurch, dass der Koordinierung der deutschen EZ-
Aktivitäten vor Ort wieder größere Bedeutung beigemessen wird (z.B. durch Entsendung zusätzlicher 
BMZ-Mitarbeiter in die Botschaften, Einsatz von Länder- und Sektorteams unter der Leitung von 
Teamchefs bzw. Erstellung einer einzigen Länderstrategie, die für alle beteiligten Stellen gilt) oder 
auch durch den flexibleren Einsatz von Umsetzungsmodalitäten, die über das projektorientierte 
System hinausgehen, wie namentlich programmorientierte Ansätze (PBA) und Budgethilfe. Deutsch-
land kann jetzt auf den hierbei gesammelten Erfahrungen aufbauen. Zu den sonstigen im Hauptteil des 
DAC-Prüfberichts enthaltenen Empfehlungen zählen die weitere Stärkung der Rolle der Referenten 
und Referentinnen für Entwicklungszusammenarbeit, die der Weisungsbefugnis des BMZ unterstehen, 
und die Entsendung zusätzlicher BMZ-Mitarbeiter an die Botschaften, die verstärkte Integration der 
Aktivitäten und Programme der deutschen Durchführungsorganisationen vor Ort sowie die Über-
prüfung der derzeit praktizierten länderspezifischen Sektorstrategien, die zu einem einzigen, stärker an 
den Strategien der Partnerländer orientierten Dokument zusammengefasst werden könnten. 

Die vorstehend beschriebenen Veränderungen betreffen großenteils die interne Funktionsweise 
des deutschen EZ-Systems. Deutschland wird, wenn es erst einmal über eine effizientere und besser 
koordinierte Außenstruktur verfügt, seine Bemühungen um Abstimmung seiner Systemanforderungen 
mit denen der anderen Partner vor Ort sicher fortsetzen wollen. Da die Situation von Land zu Land 
unterschiedlich ist, sollte es den lokalen Länderteams überlassen bleiben, in eigener Verantwortung 
darüber zu entscheiden, welcher Ansatz unter Berücksichtigung der lokalen Gegebenheiten der 
bestmögliche ist. 

Die Beziehungen zwischen Außenstellen und Zentralen  

Der Übergang zu einer organisatorisch stärker dezentralisierten Entwicklungszusammenarbeit 
und größerer EZ-Wirksamkeit auf lokaler Ebene bedingen eine Überprüfung der organisatorischen 
Beziehungen auf der Ebene der Zentralen und Außenstellen (z.B. zwischen dem BMZ und den Durch-
führungsorganisationen, zwischen den einzelnen Durchführungsorganisationen, zwischen dem BMZ 
und dem Auswärtigen Amt) sowie des gesamten Spektrums der internen Verfahren, angefangen von der 
strategischen EZ-Planung bis hin zur Erstellung des jährlichen EZ-Budgets. Das BMZ fördert nunmehr 
einen Netzwerkansatz auf allen Ebenen, um die Bildung von Teams zu fördern, die pragmatisch alle 
einschlägigen Akteure einbeziehen und bei denen das Schwergewicht auf spezifischen Fragen operationel-
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ler Art liegt. Hierbei handelt es sich um die ersten Schritte in Richtung auf eine Neuordnung des gesamten 
deutschen EZ-Systems. Auf längere Sicht dürfte die Konstituierung aktiver Teams über die bürokrati-
schen Grenzen hinaus nach und nach zu einem besseren Verständnis der wirklich wesentlichen 
Beziehungen beitragen, was für eine Vereinfachung der Verfahren und Kooperationsmechanismen hilf-
reich sein dürfte. Es wäre zu begrüßen, wenn diese Neugestaltung der organisatorischen Beziehungen 
bei den Zentralen wie auch den Außenstellen in ergebnisorientierter Sicht vorgenommen würde. 

Von entscheidender Bedeutung sowohl für die interne Reform als auch für die Verbesserung der 
Beziehungen zu den externen Partnern ist die Rolle des deutschen EZ-Personals. Wegen der bisheri-
gen institutionellen Zersplitterung des deutschen EZ-Systems wird der Personaleinsatz insgesamt nicht 
als Aufgabe dieses Systems angesehen. Die Personalplanung könnte sowohl proaktiver gestaltet als 
auch besser koordiniert werden, um eine optimale Allokation dieser Ressourcen sicherzustellen, 
insbesondere im neuen Kontext der Dezentralisierung und der von den Gebern auf internationaler 
Ebene angestrebten Effizienzsteigerung bei der Entwicklungszusammenarbeit. 

Eine Besonderheit des deutschen EZ-Systems, die unter dem Gesichtspunkt der Außenstellen beson-
dere Aufmerksamkeit verdient, ist die traditionelle Trennung zwischen „Technischer“ und „Finanzieller“ 
Zusammenarbeit, die im gegenwärtigen Umfeld, bei dem eher ganzheitliche Ansätze der Entwicklungs-
zusammenarbeit angestrebt werden, zunehmend künstlich erscheint. Angesichts der Realitäten der EZ-
Abwicklung vor Ort und der verstärkten Ergebnisorientierung kommt der Tatsache, dass Finanzie-
rungsquellen und Abwicklungsstellen nicht identisch sind, weniger Bedeutung zu als der erwarteten 
Wirkung der EZ-Leistungen. In den letzten zehn Jahren hat Deutschland unter Berücksichtigung der 
jeweiligen Gegebenheiten vor Ort bewusst eine wichtige konzeptionelle Schwerpunktverlagerung 
dahingehend vorgenommen, dass der Technischen Zusammenarbeit zur Unterstützung des Kapazitäts-
aufbaus nunmehr allgemein der Vorzug vor Technischer Zusammenarbeit im engeren Sinn gegeben 
wird. Diese Anstrengungen sollten fortgesetzt werden. Die Tatsache, dass Deutschland der Techni-
schen Zusammenarbeit als einem Mittel zur Förderung der lokalen Kapazitätsentwicklung beträcht-
liche Bedeutung einräumt, legt darüber hinaus den Schluss nahe, dass es in den Partnerländern eine 
führende Rolle bei Fragen des Aufbaus der lokalen Kapazitäten übernehmen könnte.  

Es bedarf eines besseren Nachweises der erzielten Ergebnisse und einer Stärkung des 
Wissensmanagements 

Deutschland hat die Effektivität seiner Monitoring- und Evaluierungsverfahren seit dem letzten 
DAC-Prüfbericht erhöht. Alle wichtigen EZ-Durchführungsorganisationen haben Anstrengungen 
unternommen, um die Qualität ihres Beitrags zum deutschen EZ-System, vor allem auf Projektebene, 
zu verbessern. Spezifischer gesehen sollte sich Deutschland jedoch verstärkt darum bemühen, Ergebnis-
Monitoring und -Evaluierung von Anfang an in die Umsetzungsplanung mit einzubeziehen, einschließlich 
einer gegebenenfalls notwendigen Unterstützung beim Kapazitätsaufbau in den Partnerländern bzw. 
gemeinsamer Initiativen mit anderen Gebern. Das BMZ könnte sich insbesondere mit der Frage 
befassen, inwieweit das bislang nur locker koordinierte Monitoring-Netz fortan enger geknüpft werden 
kann, um einen kollektiven Lernprozess und ein effektiveres Management auf Systemebene zu fördern. Es 
wäre sinnvoll, sich hierbei auf die erfolgreichen Erfahrungen zu stützen, die jüngst mit der Bildung 
von Teams mit Vertretern verschiedener Durchführungsorganisationen bzw. mit den Arbeiten der 
GTZ auf Sektorebene gemacht wurden, die im Übrigen die Grundlage für einen künftigen sektorspezi-
fischen Gedanken- und Erfahrungsaustausch zwischen den verschiedenen Stellen bilden könnten. 

Empfehlungen 

• Zur Unterstützung der Erklärung von Paris über die Wirksamkeit der Entwicklungszusammen-
arbeit und in Anbetracht der vorgesehenen Aufstockung seiner ODA-Leistungen sollte 
Deutschland verstärkte Anstrengungen zur besseren operationellen Integration seiner Außen-
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stellen unternehmen. Es sollte die Zusammenarbeit mit anderen Gebern intensivieren, u.a. 
durch den Rückgriff auf EZ-Formen wie Budgethilfe und „delegierte“ Zusammenarbeit, wenn  
diese den örtlichen Gegebenheiten besser angepasst sind. Es sollten systematischer Ver-
bindungen zu den Armutsbekämpfungsstrategien der Partnerländer hergestellt werden, und bei 
der Programmgestaltung sollte das Schwergewicht auf Sektorebene liegen.  

• Die derzeitigen Initiativen zur operationellen Dezentralisierung sollten rascher vorangebracht 
werden und nach Möglichkeit über die bloße Koordinierung der deutschen EZ-Aktivitäten in 
den Partnerländern hinausgehen, indem das aktive Management delegiert und der Verantwor-
tung der Referenten/Referentinnen für Entwicklungszusammenarbeit unterstellt wird. Das setzt 
eine neue Definition der Beziehungen zwischen BMZ und Auswärtigem Amt vor Ort voraus.  

• Das BMZ sollte in Zusammenarbeit mit allen TZ-Stellen die Umsetzung der Maßnahmen ver-
stärken, die darauf abzielen, den Kapazitätsaufbau mit Technischer Zusammenarbeit zu 
unterstützen. Das BMZ sollte erwägen, bei der Untersuchung dieser Fragen zusammen mit 
anderen Gebern auf lokaler Ebene die Federführung zu übernehmen.  

• Alle Überlegungen über neue Ansätze für die deutsche Entwicklungszusammenarbeit vor Ort 
müssen eine entsprechende Planung der Humanressourcen einbeziehen (Größe des Personal-
bestands, Berufserfahrung, Kompetenzspektrum, Einsatzort, nötige Unterstützung seitens der 
Zentralen oder anderer Stellen). 

• Das BMZ sollte sich verstärkt um die Harmonisierung der Evaluierungsaktivitäten der ver-
schiedenen Stellen des deutschen EZ-Systems sowie um die Förderung des Lernprozesses 
innerhalb des Systems bemühen und sicherstellen, dass hierfür hinreichende Ressourcen  
bereitgestellt werden. 

Humanitäre Hilfe 

Die Notwendigkeit eines ganzheitlichen Ansatzes 

Deutschland leistet einen wichtigen Beitrag zur Finanzierung humanitärer Hilfsaktionen. Betrachtet 
man die nationale Kapazität Deutschlands, seinen Status als G7-Mitglied und das angesichts der Ziele 
von 0,51% bzw. 0,7% zu erwartende Volumen seiner ODA-Leistungen, so wird das für humanitäre 
Zwecke vorhandene Potenzial jedoch nicht optimal genutzt. Auf die humanitäre Hilfe entfällt nach wie 
vor nur ein geringer Teil der deutschen EZ-Ausgaben. Nach Angaben des DAC beliefen sich die Aus-
gaben für den Posten „Not- und Soforthilfe“ 2004 auf insgesamt 186 Mio. US-$, d.h. auf lediglich 2% 
der gesamten deutschen ODA-Leistungen, gegenüber einem DAC-Durchschnitt von 7%. Deutschland 
hat unter allen DAC-Mitgliedern den zweithöchsten Beitrag zur Tsunami-Katastrophenhilfe im Indischen 
Ozean mit Zusagen über 634 Mio. US-$ geleistet, die bis 2009 ausgezahlt werden sollen. Besonders 
wichtig war die auf politischer Ebene gegebene Zusicherung, bei diesen Zusagen Deutschlands 
handele es sich um zusätzliche Mittel. Wie für andere Geber wird auch für Deutschland die Heraus-
forderung darin bestehen, diese Zusagen in Auszahlungen umzusetzen und gleichzeitig sicherzustel-
len, dass hierdurch die in anderen Fällen erforderliche Nothilfe nicht eingeschränkt wird. 

Eine Bewertung der deutschen EZ-Politik zeigt die Notwendigkeit auf, die EZ-Instrumente zu 
synchronisieren, zu aktualisieren und auf eine breitere Basis zu stellen, damit diese besser dem ganzen 
Umfang des Aktionsfelds gerecht werden, wie es sich aus den Grundsätzen und empfehlenswerten 
Praktiken der humanitären Hilfe (Priniciples and Good Practices of Humanitarian Donorship – GHD) 
ergibt. Es existiert keine umfassende Politik der humanitären Hilfe, an der sich die Akteure des 
deutschen EZ-Systems orientieren könnten. Die vom Auswärtigen Amt verwaltete humanitäre Hilfe 
konzentriert sich auf Maßnahmen der Soforthilfe. Abgesehen von den einschlägigen gesetzlichen 
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Bestimmungen und den zwölf Grundregeln gibt es keine detaillierten Finanzierungsgrundsätze. Die 
Mittel der humanitären Hilfe sind immer zweckgebunden und dürfen keiner Form der Konditionalität 
unterliegen, außer im Hinblick auf Rechnungsprüfung und Berichterstattung. Die Projekte profitieren 
in der Regel nur von kurzfristigen Finanzierungen und sollten im Idealfall innerhalb von sechs Monaten 
abgeschlossen sein. Für die vom BMZ verwalteten Mittel gelten verschiedene Verfahren. Dank eines 
2005 eingeführten Haushaltstitels „Entwicklungsorientierte Not- und Übergangshilfe“ ist Deutschland 
nunmehr besser in der Lage, umfassender und flexibler bei humanitären Krisensituationen zu agieren. 

Das deutsche System der humanitären Hilfe ist fragmentiert. Es fällt in die Zuständigkeit von zwei 
Ministerien, deren Kompetenzbereiche sich z.T. überschneiden. Diese Zersplitterung wird durch ein 
detailliertes und relativ rigides Budgetsystem noch verschärft. Auf der einen Seite ist das Auswärtige Amt 
für die Aktivitäten eines großen, unabhängigen Arbeitsstabs verantwortlich, der auf Soforthilfe spezialisiert 
ist. Auf der anderen Seite verfügt das BMZ über ein kleineres Referat für entwicklungsorientierte Not- 
und Übergangshilfe mit einem breiten, weniger präzise definierten Mandat. Diese zweigleisige 
Managementstruktur hat zur Folge, dass die Summe der Einzelelemente kleiner ist als der potenzielle 
Gesamteffekt. Die Konsequenz ist, dass die verschiedenen mit humanitärer Hilfe befassten Stellen 
sowohl untereinander als auch von den anderen Abteilungen der beiden Ministerien isoliert sind. Das 
schränkt deren Fähigkeit ein, der komplexen Natur der heutigen Krisensituationen und Katastrophen 
gerecht zu werden, und beeinträchtigt somit die Effektivität der Hilfe. Auf diese Weise wird nicht nur 
die Synchronisierung von Aktionen im Rahmen der humanitären Hilfe, sondern auch deren Verknüp-
fung mit der Entwicklungszusammenarbeit erschwert. Diese Herausforderung betrifft sämtliche 
Aspekte der Planung und Umsetzung, des Follow-up wie des entwicklungspolitischen Lernprozesses. 

Die Stärke des gegenwärtigen Systems liegt in der rechtzeitigen Bereitstellung der Finanzmittel, 
doch gibt es in Bezug auf diverse andere Aspekte der Finanzierungsgrundsätze (Flexibilität, Voraus-
berechenbarkeit) noch Spielraum für Verbesserungen. Deutschland sollte die Möglichkeit neuer Modalitä-
ten für die Bereitstellung humanitärer Hilfe untersuchen, wie z.B. gemeinsame humanitäre Aktions-
pläne und Korbfinanzierungen. 

Empfehlungen 

• Deutschland sollte eine umfassende Strategie der humanitären Hilfe auf der Basis der Grund-
sätze und empfehlenswerten Praktiken für die humanitäre Hilfe (GHD) entwickeln. Eine solche 
Strategie sollte handlungsorientierte Leitlinien für die Beziehungen zwischen Zivil- und Mili-
tärsektor, die Verringerung von Katastrophenrisiken wie auch umweltbezogene und soziale 
Aspekte enthalten. 

• Parallel zur Aufstockung seiner ODA-Leistungen sollte Deutschland in Erwägung ziehen, seine 
Mittelallokationen für humanitäre Hilfe zu erhöhen. Deutschland sollte auch etwaige Mög-
lichkeiten eines Rückgriffs auf neue Modalitäten der humanitären Hilfe prüfen, wie Korb-
finanzierungen oder Beteiligung an Fonds für humanitäre Zwecke. 

• Um bessere Voraussetzungen für einen erweiterten Ansatz der humanitären Hilfe zu schaffen, 
sollte Deutschland in Erwägung ziehen, eine stärkere Kohärenz aller Komponenten dieser 
Hilfe (Katastrophenverhütung und -vorsorge, Sofort- und Nothilfe, Rehabilitation und Wieder-
aufbau) sicherzustellen, was durch ein gemeinsames Budget sicherlich erleichtert würde.  

• Im Zuge der Ausweitung seiner humanitären Hilfe sollte Deutschland auch eine Ausdehnung 
seines Evaluierungssystems auf diesen Bereich erwägen. Ferner sollte Deutschland in  
Betracht ziehen, die Gesamtergebnisse seines Systems der humanitären Hilfe, d.h. unter Ein-
beziehung sowohl des Auswärtigen Amts als auch des BMZ, zu evaluieren. 
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Bericht des Sekretariats 
 

Kapitel 1 
 

Allgemeiner Rahmen und neue Politikorientierungen 

Strategischer Kontext der deutschen Entwicklungszusammenarbeit 

Das Engagement für die Entwicklungszusammenarbeit hat in Deutschland eine lange 
Tradition 

Deutschland hat in den letzten fünfzig Jahren der weltweiten Entwicklungszusammenarbeit  
eine wichtige Rolle als bilateraler Geber gespielt. Deutschlands Engagement für die Entwicklungs-
zusammenarbeit beruht zum einen auf einer ethisch-humanitären Verantwortung und zum anderen auf 
dem Bestreben, zur Gewährleistung der menschlichen Sicherheit und zu einer friedlichen, gerechteren, 
ökologisch stabilen und wirtschaftlich prosperierenden Zukunft unserer Welt beizutragen. Ferner ist 
sich Deutschland als eine der reichsten Nationen der Welt, die ihrerseits im Rahmen des Marshall-
Plans für den Wiederaufbau nach dem Zweiten Weltkrieg in großem Umfang von ausländischer Hilfe 
profitiert hat, der ihr auf diesem Gebiet zukommenden Verantwortung bewusst. Jedoch haben auch 
andere außenpolitische Interessen die deutsche Entwicklungszusammenarbeit geprägt. Als Deutsch-
land sich in den fünfziger und sechziger Jahren um internationale Anerkennung bemühte, erhielten fast 
alle Entwicklungsländer deutsche EZ-Leistungen. Aber auch handels- und wirtschaftspolitische Erwägun-
gen spielten eine Rolle, was zu einer Konzentration auf Infrastrukturvorhaben führte. Im Laufe der 
Zeit rückte die Frage der Effektivität bei der Entwicklungszusammenarbeit in den Vordergrund, und 
die deutsche bilaterale Entwicklungszusammenarbeit erwarb sich einen guten Ruf auf Grund eines 
soliden technischen Fachwissens. Nichtregierungsorganisationen (NRO), kirchliche Organisationen 
und politische Stiftungen spielen über ihre Partnerschaften mit den entsprechenden Stellen in den 
Entwicklungsländern ebenfalls eine aktive Rolle.  

Bei der letzten DAC-Länderprüfung im Jahr 2001 hatte die Bundesregierung gerade das Aktions-
programm 2015 – Der Beitrag der Bundesregierung zur Halbierung extremer Armut (AP2015 – BMZ, 
2001) verabschiedet. Dieses Programm stellte insofern eine wichtige Neuerung dar, als die Entwick-
lungszusammenarbeit hierdurch ein eigenes Profil und eine eigene Vision erhielt. Die deutsche 
Entwicklungszusammenarbeit setzt an drei Ebenen an, der internationalen Ebene, der Ebene der 
Partnerländer und der Ebene in Deutschland selbst. Mit der Annahme einer globalen Strategie zur 
Armutsbekämpfung, die auf Grundsätzen wie Partnerschaft und gemeinsame Verantwortung beruht, 
wurde der multilaterale Charakter des deutschen Konzepts der Entwicklungszusammenarbeit logischer-
weise verstärkt. Auf europäischer und internationaler Ebene bemüht sich Deutschland darum, Verän-
derungen bei internationalen Ordnungssystemen, Übereinkommen und Institutionen anzustoßen, die 
den Entwicklungsländern nützen. Deutschland hat eine sehr wichtige Rolle als Fürsprecher einer 
stärkeren Einbindung der Entwicklungsländer in internationale Entscheidungsprozesse gespielt, z.B. 
durch sein Engagement bei den im Rahmen der Bretton-Woods-Institutionen geführten „Voice and 
Participation“-Diskussionen (bessere Mitbestimmungsmöglichkeiten für Entwicklungsländer) oder 
sein Eintreten für eine Stärkung der Position der Entwicklungsländer in Gremien wie dem Sicherheits-
rat oder der Welthandelsorganisation. Deutschland hat ferner auch seine Fähigkeit bewiesen, eine 
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führende Rolle bei der Mobilisierung von Hilfe seitens der internationalen Gemeinschaft für Afghanistan 
nach dem Fall des Taliban-Regimes im Jahr 2001 zu spielen, indem es mehrere wichtige internationale 
Konferenzen zur Gestaltung der politischen Zukunft des Landes ausrichtete. 

Seit 2001 konnte die Bundesregierung bei verschiedenen Gelegenheiten ihr Engagement für die 
Entwicklungszusammenarbeit unter Beweis stellen, was im Übrigen den Wert eines eigenständigen 
Ministeriums für Entwicklungszusammenarbeit unter der Leitung eines Ministers/einer Ministerin mit 
vollem Kabinettsrang unterstreicht; damit verfügt Deutschland über eine stabile Basis zur Wahrnehmung 
entwicklungspolitischer Interessen. Der Beschluss Deutschlands, die ODA-Leistungen anzuheben, bis sie 
dem von den Vereinten Nationen vorgegebenen Richtwert von 0,7% des Bruttonationaleinkommens 
(BNE) entsprechen, steht im Einklang mit seiner Unterstützung der Millenniums-Entwicklungsziele 
(MDG). In Anbetracht der insgesamt angespannten Haushaltslage und der Notwendigkeit, in einem 
Kontext schwieriger wirtschaftlicher und sozialer Reformen einen ausgeglichenen Bundeshaushalt zu 
erreichen, stellt dieser Beschluss ein bemerkenswertes Engagement dar, mit dem der in den neunziger 
Jahren beobachtete, zehn Jahre währende Abwärtstrend der ODA-Leistungen umgekehrt wird.  

Armutsbekämpfung als überwölbendes Ziel 

Das Ziel der deutschen Entwicklungspolitik besteht seit jeher darin, die wirtschaftlichen und  
sozialen Verhältnisse in den Entwicklungsländern zu verbessern. Die Ansätze und Maßnahmen zur 
Umsetzung dieses Ziels und die mehr operationellen Prioritäten werden regelmäßig aktualisiert. Seit 
Anfang der neunziger Jahre nimmt die Armutsbekämpfung einen herausragenden Platz in der  
deutschen Entwicklungszusammenarbeit ein. Deutschland zählte zu den ersten DAC-Mitgliedern, die 
konkret auf die Millenniumserklärung der Vereinten Nationen reagiert haben; so wurde 2001 eine 
umfassende entwicklungspolitische Erklärung zur Armutsbekämpfung, das Aktionsprogramm 2015 
(AP2015), angenommen. Dieses Aktionsprogramm enthält eine ehrgeizige Agenda für die Entwicklungs-
zusammenarbeit mit dem Schwerpunkt Armutsbekämpfung in globaler Perspektive. Die Bekämpfung 
der Armut wird darin zur überwölbenden Aufgabe der Entwicklungszusammenarbeit und zu einem 
wichtigen Element aller nationalen Politikfelder erklärt. Eine solche Agenda erfordert ein kohärentes 
Vorgehen in den Bereichen Umwelt, Landwirtschaft, Handel, Wirtschaft, Finanzen, Wissenschaft und 
Technologie, wobei auf globaler Ebene, in den Partnerländern wie auch in Deutschland selbst Verbesse-
rungen zu Gunsten der armen Bevölkerungsgruppen erforderlich sind. Ein interessantes Charakteristi-
kum des AP2015 ist das Bestreben, alle gesellschaftlichen Kräfte zu bündeln, um eine kollektive 
Verantwortung aller Bundesressorts, der Nichtregierungsorganisationen (NRO), der Kirchen und des 
privaten Sektors zu fördern.  

Dem AP2015 liegt ein erweiterter Armutsbegriff zu Grunde, bei dem die entscheidenden Kriterien 
nicht einfach niedriges Einkommen, sondern auch Mangel, Verletzbarkeit, Ungerechtigkeit und Perspek-
tivlosigkeit sind. Nach Auffassung Deutschlands müssen Anstrengungen zur Armutsbekämpfung den 
verschiedenen Ursachen der Armut zu Leibe rücken. Entsprechend der Vision einer globalen nach-
haltigen Entwicklung bedarf es eines ganzheitlichen Ansatzes, um die sozialen, wirtschaftlichen und 
ökologischen Verhältnisse zu verbessern und die Stabilisierung der politischen Strukturen durch die 
Förderung von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und friedlicher Konfliktbeilegung zu unterstützen. Mit 
seiner ehrgeizigen Zielsetzung erstreckt sich das Aktionsprogramm 2015 auf eine ganze Reihe um-
fassender prioritärer Aktionsbereiche, die in Kasten 1 aufgezählt werden. In jedem der zehn prioritären 
Handlungsbereiche sind wiederum spezifische Aktionen (insgesamt 75) vorgesehen, aus denen sich 
die Maßnahmen ableiten, die die Bundesregierung auf verschiedenen Ebenen treffen könnte. Die 
operationellen Implikationen des Aktionsprogramms zu definieren und sie in regionale, sektorspezifi-
sche und instrumentelle Prioritäten umzumünzen, war jedoch letztlich sehr viel schwieriger als 
ursprünglich erwartet. So wurden erst 2004 ein internes Monitoring und ein mit Zeitzielen versehener 
Umsetzungsplan vereinbart. 
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Kasten 1   Das Aktionsprogramm 2015 

Die Bundesregierung ermittelte zehn prioritäre Bereiche, in denen sie als Beitrag zur Realisierung des Ziels, die 
weltweite extreme Armut bis 2015 zu halbieren, konkrete Schritte zu unternehmen gedenkt: 

 • Wirtschaftliche Dynamik und aktive Teilhabe der Armen erhöhen. 

 • Das Recht auf Nahrung verwirklichen und Agrarreformen durchführen. 

 • Faire Handelschancen für die Entwicklungsländer schaffen. 

 • Verschuldung abbauen – Entwicklung finanzieren. 

 • Soziale Grunddienste gewährleisten – soziale Sicherung stärken. 

 • Zugang zu lebensnotwendigen Ressourcen sichern – eine intakte Umwelt fördern. 

 • Menschenrechte verwirklichen – Kernarbeitsnormen respektieren. 

 • Gleichberechtigung der Geschlechter fördern. 

 • Beteiligung der Armen sichern – verantwortungsvolle Regierungsführung stärken. 

 • Konflikte friedlich austragen – menschliche Sicherheit und Abrüstung fördern. 
________________________ 

Quelle: BMZ (2001). 

 

Eine weitere Schwierigkeit hängt mit der Existenz sich überschneidender und gegenseitig nicht 
ausschließender Themenbereiche und Querschnittsaufgaben zusammen. Armutsbekämpfung ist nicht 
das einzige Ziel der Entwicklungspolitik; diese umfasst vielmehr auch die Friedenssicherung und die 
Förderung einer sozial gerechten Globalisierung (BMZ, 2005e) und orientiert sich am Prinzip der 
nachhaltigen Entwicklung. Deutschland hat sich jüngst für einen Ansatz entschieden, der auf das 
Recht auf Entwicklung abstellt, und ist bestrebt, die Verwirklichung der wirtschaftlichen, sozialen, 
kulturellen, zivilen und politischen Rechte der Menschen in den Partnerländern zu gewährleisten. Zu 
den Querschnittsthemen, die in allen deutschen bilateralen EZ-Programmen berücksichtigt, aber auch 
als eigenständige Themenbereiche betrachtet werden müssen, zählen: Armutsbekämpfung; HIV/AIDS-
Vorsorge; Gleichstellung der Geschlechter; gute Regierungsführung und partizipative Entwicklung; 
Umwelt und Schutz der natürlichen Ressourcen; Konfliktprävention und Menschenrechte. Als mög-
liche prioritäre Sektoren der bilateralen Entwicklungszusammenarbeit sind insbesondere zu nennen: 
Demokratie, Zivilgesellschaft und öffentliche Verwaltung; Friedensstiftung und Krisenprävention; 
Bildung; Gesundheit, Familienplanung und HIV/AIDS-Vorsorge; Trinkwasser, Wassermanagement 
sowie Abwasser- und Abfallbeseitigung; Ernährungssicherheit und Landwirtschaft; Umweltpolitik, 
Schutz und nachhaltige Nutzung der natürlichen Ressourcen; Wirtschaftsreformen und Entwicklung 
des marktwirtschaftlichen Systems; Energie; Transport und Kommunikation. Diese Themenbereiche 
stellen teils eine Ergänzung zum AP2015 dar, sind teils aber auch neu und können u.U. Verwirrung 
bezüglich der prioritären EZ-Ziele Deutschlands stiften. 

Trotz der in Kapitel 3 beschriebenen Umsetzungsprobleme hat das AP2015 eine nützliche  
Dynamik zur Stärkung des Profils der Entwicklungspolitik auf der globalen politischen Agenda 
ausgelöst und den Status des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (BMZ) als eines glaubwürdigen offiziellen Partners gestärkt. Ferner stellt das Programm selbst 
eine nützliche Basis für eine bessere Kohärenz der Entwicklungspolitik dar (Kapitel 4). 

Ein pluralistischer Ansatz in der Entwicklungspolitik 

Auf Grund des föderalen Systems, das die gesamte deutsche Staatsverwaltung seit der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts charakterisiert, liegt auch dem Konzept der deutschen Entwicklungspolitik 
eine multiinstitutionelle Struktur zu Grunde (Abb. 1). Das BMZ spielt bei der politischen Entscheidungs-
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findung eine zentrale Rolle und stützt sich hauptsächlich auf zwei Durchführungsorganisationen, die als 
die beiden Hauptpfeiler der deutschen bilateralen Entwicklungszusammenarbeit angesehen werden 
können, nämlich die Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) und die KfW Entwicklungs-
bank (KfW). Das deutsche System zeichnet sich durch eine klare institutionelle Trennung zwischen 
„Finanzieller“ und „Technischer“ Zusammenarbeit aus, und die daraus resultierenden Konsequenzen 
(Strategien, Programme, Budgets) werden an anderer Stelle dieses Berichts (Kapitel 5 und 6) erörtert. 
Eine ausführlichere Beschreibung von Aufbau und Management des deutschen Systems der Entwick-
lungszusammenarbeit findet sich in Kapitel 5, während Anhang D die Liste aller deutschen Institutio-
nen enthält, die von ODA-Mitteln abhängig sind. Schließlich wird in Deutschland ein signifikanter 
Anteil der ODA-Leistungen von den Bundesländern bereitgestellt1. 

Eine Besonderheit der deutschen Entwicklungszusammenarbeit ist die Rolle der politischen Stif-
tungen. Es gibt sechs solcher Stiftungen, die den großen politischen Parteien angegliedert, bei der 
Durchführung ihrer Aktivitäten aber autonom sind2. Sie fördern die Entwicklung der Demokratie und 
die Achtung der Menschenrechte in den Entwicklungsländern mit Mitteln aus dem Bundeshaushalt für 
Entwicklungszusammenarbeit (Kapitel 2).  

Neuorientierungen seit der DAC-Länderprüfung 2001 

Ein kontinuierlicher Prozess strategischer und organisatorischer Erneuerung 

Das Deutschland-Memorandum an den DAC (BMZ, 2005c) vermittelt ein gutes Bild von der 
entwicklungspolitischen Vision der Bundesregierung wie auch den künftig zu bewältigenden Heraus-
forderungen. Die Bundesregierung ist fest entschlossen, die Änderungen vorzunehmen, die notwendig 
sind, damit sie besser in der Lage ist, ihre internationalen Verpflichtungen zu erfüllen, namentlich die 
Millenniums-Entwicklungsziele entsprechend dem AP2015, sowie die Agenda für die Wirksamkeit der 
Entwicklungszusammenarbeit, wie sie in der von der internationalen Gemeinschaft 2005 angenomme-
nen Erklärung von Paris enthalten ist. Unter den wichtigsten strategischen Änderungen, die seit dem 
DAC-Prüfbericht von 2001 vorgenommen wurden, sind vor allem zu nennen: 

• strategische Fokusverlagerung der deutschen Entwicklungszusammenarbeit auf die MDG und 
Bemühungen um Ausrichtung der bilateralen Entwicklungszusammenarbeit auf die von den 
Partnerländern selbst entwickelten Armutsbekämpfungsstrategien (PRS), einschließlich der 
Beteiligung an Gemeinschaftsfinanzierungsprogrammen (Kapitel 3 und 6); 

• stärkere Fokussierung der deutschen Entwicklungszusammenarbeit durch Konzentration auf 
eine begrenzte Zahl von Kooperationsländern und thematischen Schwerpunkten (Kapitel 2); 

• stärkere Verzahnung von bilateralen und multilateralen Initiativen (Kapitel 2); 

• Verfolgung eines ganzheitlichen Ansatzes, der die verschiedenen Instrumente der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit besser integriert (EZ aus einem Guss; Kapitel 5 und 6); 

• Schwerpunktverlagerung auf Ergebnisse und Wirkung (Kapitel 5 und 6). 

                                                      
1.  Der größte Teil der ODA-Leistungen der 16 Bundesländer besteht aus kalkulatorischen Studienplatzkosten (Kapitel 2), 

während sich die aus dem regulären Haushalt bereitgestellten EZ-Mittel 2003 auf rd. 50 Mio. Euro beliefen (weniger als 
10% der gesamten ODA-Beiträge der Länder). 

2.  Friedrich-Ebert-Stiftung (Sozialdemokratische Partei), Friedrich-Naumann-Stiftung (Freie Demokratische Partei), Hans-
Seidel-Stiftung (Christlich Soziale Union), Heinrich-Böll-Stiftung (Die Grünen), Konrad-Adenauer-Stiftung (Christlich 
Demokratische Union), Rosa-Luxemburg-Stiftung (Partei des Demokratischen Sozialismus). 
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Abbildung 1   Überblick über das deutsche System der Entwicklungszusammenarbeit 
Die Prozentsätze in Klammern bezeichnen den Anteil an den gesamten ODA-Bruttoauszahlungen im Jahr 2003 

 
 
* Dabei handelt es sich um BMVEL, BMVg, BMWA, BMBF, BMUNR, BMFSFJ, BMF, BMGS, BMI, BMJ, BMVBW und Bundes-

presseamt. 
**  Als ODA geltende Kapitalmarktmittel der KfW und Kapitalbeteiligungen der DEG. 
 

 
 

Diese Neuorientierungen haben zu einer Reihe organisatorischer und managementbezogener  
Änderungen geführt, die in Kapitel 5 ausführlicher beschrieben werden. Dazu zählen u.a. die interne 
Umstrukturierung des BMZ, die Zusammenlegung einiger Organisationen, die Änderung der Auf-
tragsvergaberegeln zwischen BMZ und Durchführungsorganisationen, die Überprüfung der Leitlinien 
für die Technische und Finanzielle Zusammenarbeit sowie eine verstärkte Präsenz vor Ort, namentlich 
durch Einführung von Länderteams und Schwerpunktkoordinatoren sowie eine kleine Erhöhung der 
Zahl von Fachkräften aus dem BMZ (Referenten und Referentinnen für Entwicklungszusammen-
arbeit) in den deutschen Botschaften. 

Alles in allem hat Deutschland in den vergangenen fünf Jahren beträchtliche Fortschritte erzielt, 
muss seine Anstrengungen aber noch verdoppeln, wenn es seine politische Verpflichtung zur Steige-
rung der EZ-Wirksamkeit verwirklichen will, wie in den folgenden Kapiteln dargelegt wird. Vor Ort 
sieht sich Deutschland nach wie vor einer Vielzahl unterschiedlicher Herausforderungen gegenüber, 
wozu u.a. die verstärkte Ausrichtung der Entwicklungszusammenarbeit auf Armutsbekämpfungs-
strategien (PRS), die Schwerpunktverlagerung auf programmorientierte Ansätze sowie die verstärkte 
Übertragung von Verantwortung an die Vertretungen vor Ort gehören. Das deutsche pluralistische 
System, das auf dem Nebeneinander eines Ministeriums für Entwicklungszusammenarbeit und 
gesonderter Durchführungsorganisationen beruht und die Trennung von Finanzieller und Technischer 
Zusammenarbeit vorsieht, galt früher geradezu als Modell einer effizienten Arbeitsteilung, mag heute 
angesichts der ganzheitlichen Formen der auf Partnerschaft und Eigenverantwortung basierenden 
Entwicklungszusammenarbeit nicht mehr wirklich zweckmäßig sein. Der komplexe Charakter des 
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deutschen EZ-Systems ist nicht nur wegen der notwendigen internen Koordinierung kostenaufwendig, 
sondern erhöht auch das Risiko einer geberorientierten Ausrichtung der Programme und stellt eine 
zusätzliche Belastung für die Partnerländer mit ihren ohnehin begrenzten Verwaltungskapazitäten dar. 

Die im Bericht über die DAC-Länderprüfung 2001 (OECD/DAC, 2001) formulierten Empfehlungen 
und die Fortschritte bei den daraufhin von Deutschland ergriffenen Maßnahmen sind in Anhang A 
aufgeführt. Mehrere Empfehlungen wurden im Rahmen des derzeit laufenden strategischen und organi-
satorischen Erneuerungsprozesses berücksichtigt. 

Ankerländer: ein neues Konzept der Zusammenarbeit mit wirtschaftlich fortgeschritteneren 
Entwicklungsländern 

Die deutsche Entwicklungspolitik zielt nicht explizit auf spezifische Ländergruppen oder Regionen 
ab. Sie konzentriert sich seit jeher stark auf die Länder der mittleren Einkommensgruppe, wobei fünf 
Länder in der Regel zu den wichtigsten Empfängern deutscher ODA-Leistungen zählen: China, 
Indien, Indonesien, Ägypten und die Türkei. Deutschland beabsichtigt nicht, seine EZ-Leistungen 
ausschließlich auf die ärmsten Länder zu konzentrieren, auch wenn eingeräumt wird, dass die ärmsten 
Länder auf die volle Unterstützung aller Geber angewiesen sind. Es zeichnet sich jedoch ein Trend zu 
Gunsten von Niedrigeinkommensländern ab, was sich z.T. aus dem wachsenden Umfang der Schulden-
erleichterungen erklärt. 

Deutschland erachtet die Zusammenarbeit mit den wirtschaftlich fortgeschritteneren Ländern im 
Hinblick auf die Erreichung der MDG als unerlässlich – 50% der armen Bevölkerung der Welt leben 
allein in China und Indien, und diese beiden Länder stellen auch eine große Herausforderung für den 
Schutz der globalen Umwelt und die Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen dar. Das BMZ 
(2004a) bezeichnete eine spezifische Gruppe von Ländern, die so genannten „Ankerländer“3, als 
Schlüsselpartner für die Verwirklichung der Ziele der weltweiten Armutsbekämpfung, Friedens-
stiftung und sozial gerechten Gestaltung des Globalisierungsprozesses. Auf Grund ihres wirtschaft-
lichen Gewichts und ihres politischen Einflusses spielen die Ankerländer eine zunehmend wichtige 
Rolle bei der Gestaltung der internationalen Politik in den jeweiligen Regionen wie auch zunehmend 
auf globaler Ebene. Das BMZ beabsichtigt, seine Zusammenarbeit mit dieser Ländergruppe an deren 
sich wandelnde Rolle im Kontext der Globalisierung anzupassen und verstärkt auf die soziale Kohäsion, 
den Schutz globaler öffentlicher Güter (vor allem im Bereich der natürlichen Ressourcen und der 
erneuerbaren Energien) sowie die Stärkung guter Regierungsführung und regionaler Sicherheit aus-
zurichten. 

Da viele dieser Länder Zugang zu den internationalen Kapitalmärkten haben, plant Deutschland 
einen verstärkten Rückgriff auf innovative Finanzierungsinstrumente, wobei öffentliche Haushalts-
mittel durch Marktmittel ersetzt bzw. ergänzt werden (Verbund- oder Mischfinanzierungen). Die Finan-
zielle Zusammenarbeit sollte sich auf Projekte konzentrieren, die dazu beitragen, in technologischer 
Hinsicht neue Wege zu beschreiten, während die Rolle der Technischen Zusammenarbeit in der 
Wissensvermittlung liegen sollte. Die Bundesregierung beabsichtigt, die Partnerschaften mit diesen 
Ländern durch Verknüpfung der Entwicklungszusammenarbeit mit Initiativen in anderen Politikbereichen, 
wie z.B. Wirtschaft, Forschung, Technologie, Verbraucherschutz und Umwelt, zu intensivieren. Diese 
interessante Vision einer künftigen Zusammenarbeit mit den Ankerländern muss aber erst noch in 
strategische und programmatische Grundsätze umgesetzt werden. 

                                                      
3.  Zu den Ankerländern, von denen die meisten derzeit „Kooperationsländer“ der deutschen EZ sind, zählen: China, Indien, 

Indonesien, Pakistan, Thailand, Ägypten, Iran, Saudi-Arabien, Nigeria, Südafrika, Argentinien, Brasilien, Mexiko, Russ-
land und Türkei. 
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Sensibilisierung der Öffentlichkeit 

Kontinuität der EZ-Unterstützung durch die Politik 

In den letzten zehn Jahren erfuhren die Orientierungen der deutschen Entwicklungszusammen-
arbeit von allen parlamentarischen Gruppen und der amtierenden Regierung breite Unterstützung. 
Leitbild der deutschen Entwicklungspolitik ist seit Anfang der neunziger Jahre eine globale nachhaltige 
Entwicklung, ein Thema, das in der deutschen Zivilgesellschaft auf Resonanz stößt. Die Armuts-
bekämpfung in den Entwicklungsländern wird ihrerseits auf breiter Basis unterstützt im Kontext der 
Globalisierung und der Interdependenz der Nationen mit den daraus resultierenden Implikationen für 
eine weltweit nachhaltige Entwicklung. Entwicklungsrelevante Themen waren Bestandteil der Programme 
fast aller politischen Parteien bei der Kampagne für die Bundestagswahlen im September 2005. Die 
parteiübergreifende Unterstützung der Armutsbekämpfung und die von Deutschland international 
eingegangenen Verpflichtungen dürften Garant für die Kontinuität der allgemeinen entwicklungspoli-
tischen Orientierungen auch im Rahmen der neuen Regierung sein. Eine besondere Herausforderung 
wird darin bestehen, die politische Unterstützung für eine ODA-Aufstockung gemäß der internationa-
len Verpflichtung Deutschlands sicherzustellen, wonach bis 2010 das Ziel von 0,51% und bis 2015 der 
Richtwert von 0,7% erreicht werden sollen. Zwar finden im Ausschuss des Bundestags für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (AWZ) intensive Debatten über die Entwicklungspolitik statt, 
doch ist der Einfluss dieses parlamentarischen Gremiums weniger bedeutend als der des Haushalts-
ausschusses. Daher wird es für das BMZ von größter Bedeutung sein, eingehend darüber nachzudenken, 
wie es seine Arbeit im EZ-Bereich und die dabei erreichten Ergebnisse den politischen Entscheidungs-
trägern am besten nahe bringen kann, um sich die notwendige politische Unterstützung für eine 
Erhöhung des deutschen EZ-Budgets zu sichern. 

Wachsender Rückhalt in der Öffentlichkeit 

Die öffentliche Wahrnehmung der Entwicklungszusammenarbeit hat sich in Deutschland in den 
letzten Jahren wesentlich verbessert, was im Gegensatz zum vorangegangenen DAC-Prüfbericht steht, 
der bei der EZ-Unterstützung durch die Öffentlichkeit seit den neunziger Jahren einen Abwärtstrend 
festgestellt hatte. Nach den Ergebnissen des jüngsten Eurobarometers (Europäische Kommission, 
2005) zu urteilen, hält die große Mehrheit der deutschen Bürger es für wichtig, armen Menschen in 
den Entwicklungsländern zu helfen (für 50% der Befragten ist dies „sehr wichtig“ und für 41% 
„ziemlich wichtig“). Deutschland ist der EU-Mitgliedstaat mit dem höchsten Anteil an Befragten 
(90%), die davon überzeugt sind, dass ihre Regierung effektiv den armen Bevölkerungsgruppen in den 
Entwicklungsländern hilft. Dies zeugt von einer soliden Kenntnis und gutem Verständnis der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit. Trotz dieser insgesamt starken Unterstützung zeichnet sich aber ein 
etwas weniger positiver Trend ab, wenn es um das Leistungsvolumen geht. Bei der Frage nach dem 
Anteil der EZ-Mittel am öffentlichen Haushalt bezeichnen 37% der deutschen Bürger diesen Anteil als 
„mehr oder weniger angemessen“, 22% als „zu hoch“ und 25% als „zu gering“. 

Die überwältigende Reaktion der deutschen Bevölkerung zu Gunsten der Post-Tsunami-Nothilfe 
und der Wiederaufbauanstrengungen für die Länder des Indischen Ozeans war mit Beiträgen von 
insgesamt 500 Mio. Euro ein weiterer Hinweis auf das starke Engagement der Öffentlichkeit. Es geht 
den deutschen EZ-Verantwortlichen jedoch darum sicherzustellen, dass die öffentliche Unterstützung 
nicht nur der Nothilfe, sondern auch der langfristigen Entwicklung gilt. Das BMZ ist sich der Notwen-
digkeit einer kontinuierlichen Öffentlichkeitsarbeit bewusst, um sich der dauerhaften Unterstützung 
der Entwicklungszusammenarbeit seitens der Bürger zu versichern. Zu diesem Zweck versucht sie, die 
Bevölkerung kontinuierlich darüber zu informieren, worum es bei der Armutsbekämpfung und 
Steigerung der EZ-Wirksamkeit wirklich geht und wie sich die internationalen Aussichten entwickeln. 



28 DAC-Prüfbericht Deutschland - © OECD 2005 

Stärkere Sensibilisierung der Öffentlichkeit 

Um das Bewusstsein der Öffentlichkeit für die Notwendigkeit der Entwicklungszusammenarbeit 
zu stärken, hat das Parlament eine Erhöhung der BMZ-Mittel für entwicklungspolitische Bildungs- 
und Informationsarbeit (die sich 1998 auf 2,2 Mio. Euro beliefen) auf 10 Mio. Euro im Jahr 2005 
bewilligt. Rund 60% dieser Mittel werden zur Unterstützung entwicklungspolitischer Bildungsvorhaben 
von NRO verwendet. Das BMZ arbeitet mit der Ständigen Kultusministerkonferenz der Länder im 
Hinblick auf die Einbeziehung entwicklungspolitischer Inhalte in die regulären Lehrpläne der Schulen 
zusammen. Weitere Aktivitäten erstrecken sich auf Informationskampagnen sowie die Herstellung von 
audiovisuellen Erzeugnissen und Printmedien. Das BMZ verleiht ferner alljährlich einen Preis an 
Journalisten, die mit ihrer Arbeit einen besonderen Beitrag dazu geleistet haben, die EZ-Thematik in 
den Blickpunkt des öffentlichen Interesses zu rücken. 

Die entwicklungspolitische Bildungsarbeit hat auch eine dezentralisierte Dimension, bei der die 
Länder und Gemeinden eine wichtige Rolle spielen. Die Länder stellen Mittel für die entwicklungs-
politische Aufklärungsarbeit von NRO bereit (3,4 Mio. Euro 2003 bzw. 6% der ODA-Leistungen der 
Länder, ohne kalkulatorische Studienplatzkosten). Das BMZ beteiligte sich 2001 an der Einrichtung 
der Servicestelle „Kommunen in der Einen Welt“, deren Aufgabe es ist, die Gemeinden bei ihren EZ-
Anstrengungen durch Informations- und Beratungsleistungen sowie Aus- und Fortbildung zu unter-
stützen. Die Bundesregierung rief Anfang 2005 die „Partnerschaftsinitiative“ als Teil der Initiative 
„Kommunen in der Einen Welt“ ins Leben, um Spenden von deutschen Gemeinden, NRO und  
Bürgern für die Tsunami-Opfer in Süd- und Südostasien zu sammeln. Ihr Ziel ist es, langfristige 
Partnerschaften zu schaffen, um so das Interesse der Bürger und Gemeinden an den Entwicklungsländern 
und ihre Aktionen zu Gunsten dieser Länder über die unmittelbaren Solidaritätsbekundungen in Form 
von Katastrophenhilfe hinaus in eine zukunftsfähige Perspektive zu stellen. 

Das BMZ trägt zur allgemeinen entwicklungspolitischen Bewusstseinsbildung in Deutschland 
auch im Rahmen des hochrangig besetzten Dialogforums bei, das im Kontext des AP2015 mit dem 
Ziel initiiert wurde, gesellschaftliche Bündnisse zur Unterstützung der MDG zu schaffen. Das Dialog-
forum 2015, das unter dem Vorsitz der Ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung seit 2002 fünfmal zusammengetreten ist, vereint eine Anzahl einflussreicher Persönlichkeiten 
namentlich aus Politik und Wissenschaft, Bundesländern, Handel und Wirtschaft, Zivilgesellschaft, 
Gewerkschaften und Medien. Diese Initiative könnte es sich eigentlich als Verdienst anrechnen, eine 
nützliche Dialogplattform ins Leben gerufen zu haben, doch fehlt es ihr an den operationellen Ver-
knüpfungen, die notwendig wären, um dem Forum zu einer echten, bleibenden Wirkung zu verhelfen. 

Erwägungen im Blick auf die Zukunft 

• Die Bundesregierung hat mit ihren Bemühungen um Erfüllung ihrer internationalen Ver-
pflichtungen, namentlich im Kontext der MDG, die richtige Neuorientierung ihrer Entwick-
lungspolitik vorgenommen. Sie muss deren Umsetzung auf effektive und effiziente Weise  
beharrlich fortsetzen. Dabei sollte Deutschland – auch zur Wahrung der Politikkohärenz – die 
Armutsbekämpfung stärker in den Blickpunkt rücken. 

• Die Erfüllung der internationalen Verpflichtungen, insbesondere die Aufstockung der ODA-
Leistungen und die notwendige Anpassung der Umsetzungsmodalitäten, setzt eine breit fundierte 
Unterstützung sowohl auf Regierungsebene als auch seitens der Zivilgesellschaft, insbesondere 
der politischen Stiftungen, kirchlichen Verbände und NRO, voraus. Das mag ein Überdenken 
der Kommunikation sowie der Art und Weise erfordern, wie das Verständnis der Öffentlich-
keit für Entwicklungsfragen und -ergebnisse allgemein geschärft werden kann. Darin ein-
geschlossen sind auch Überlegungen darüber, wie die Umsetzungsmodalitäten so gestaltet 
werden können, dass die Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit gesteigert wird. 
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Kapitel 2 
 

ODA-Volumen, -Kanäle und -Allokation 

Gesamtes ODA-Volumen  

Mit einem ODA-Nettovolumen von 7,5 Mrd. US-$ im Jahr 2004 rangierte Deutschland als fünft-
größter Geber hinter den Vereinigten Staaten, Japan, Frankreich und dem Vereinigten Königreich. 
Deutschlands ODA-Leistungen beliefen sich 2004 im Verhältnis zum BNE auf 0,28%, was mehr ist 
als der DAC-Gesamtdurchschnitt von 0,25%, aber weniger als der Durchschnitt der länderspezifischen 
ODA/BNE-Leistungen der DAC-Mitglieder von 0,42%. 

Verpflichtung zur Erhöhung der ODA-Leistungen 

Trotz seiner angespannten haushaltspolitischen Lage hat Deutschland jüngst im Koalitions-
vertrag, der die Grundlage für die Politik der aus den Bundestagswahlen vom September 2005 hervor-
gegangenen neuen Bundesregierung bildet, seine seit langem bestehende Zusage, das 0,7%-Ziel der 
Vereinten Nationen zu erreichen, erneut bekräftigt. Dieses Ziel soll gemäß der vom Europäischen Rat 
im Mai 2005 erzielten Einigung über die beschleunigte Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungs-
ziele bis 2015 erreicht werden, wobei ein Zwischenschritt von 0,51% für das Jahr 2010 vorgesehen ist. 
Vorher, d.h. bis 2006, muss Deutschland noch das auf dem EU-Gipfel in Barcelona 2002 festgelegte 
Ziel von 0,33% verwirklichen.  

Deutschlands ODA erhöhte sich netto von 6,4 Mrd. US-$ im Jahr 2000 auf 6,8 Mrd. US-$ im 
Jahr 2004 (zu konstanten Preisen und Wechselkursen von 2003), während das Verhältnis zwischen 
ODA und BNE im gleichen Zeitraum von 0,27% auf 0,28% anstieg. Dies ist als eine zwar bescheidene, 
aber gleichwohl positive Entwicklung zu werten, mit der eine fast zehnjährige Phase rückläufiger 
ODA-Leistungen endete (vgl. die Graphik unter Tabelle B.1 in Anhang B)1. Um seine internationalen 
Verpflichtungen zu erfüllen, wird Deutschland allerdings noch größere Anstrengungen unternehmen 
müssen. Laut dem geltenden Finanzplan wird der BMZ-Haushalt im Zeitraum 2003-2007 um 8% 
steigen. Um den ODA-Zielwert von 0,51% bis 2010 zu erreichen, müssten die ODA-Leistungen auf 
15,5 Mrd. US-$ erhöht werden, was im Vergleich zu 2004 einem Anstieg um 106% in realer Rech-
nung entspräche. Die Bundesregierung ist dennoch zuversichtlich, das Ziel von 0,33% bis 2006 zu 
erreichen, und zwar hauptsächlich dank der erheblichen Anstrengungen für die Nothilfe und den 
Wiederaufbau in den von der Tsunami-Katastrophe betroffenen Ländern des Indischen Ozeans 
(Kasten 2) sowie der bereits eingeleiteten Schuldenerleichterungsmaßnahmen. Seine längerfristigen 
Zusagen – 0,51% für 2010 und 0,7% für 2015 – gedenkt Deutschland durch eine Aufstockung seiner 
Haushaltsmittel und Schuldenerleichterungen sowie durch die Mobilisierung von Ressourcen mit Hilfe 
neuer, innovativer Finanzierungsmechanismen zu erfüllen. 

 

                                                      
 1.  Das niedrigste ODA-Niveau überhaupt wurde in Deutschland 1998 mit 5,9 Mrd. US-$ bzw. 0,26% des BNE verzeichnet.  
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Kasten 2   Hilfe nach der Tsunami-Katastrophe im Indischen Ozean 2004 

Reaktion und Zusagen Deutschlands: Wie in anderen DAC-Ländern auch lösten die gewaltigen Zerstörungen, 
die das Seebeben 2004 im Indischen Ozean verursachte, in Deutschland eine in diesem Umfang bislang noch nicht da 
gewesene Reaktion aus, sowohl was die von der Regierung zugesagten Mittel als auch was die Spenden der Öffent-
lichkeit anbelangte. Die deutsche Öffentlichkeit und der private Sektor brachten über 600 Mio. US-$ auf, und die 
politische Führung folgte diesem Beispiel, indem sie weitere 600 Mio. US-$ für humanitäre Nothilfe und Wieder-
aufbaumaßnahmen über einen Zeitraum von drei bis fünf Jahren zusagte. Diese Zusage macht Deutschland im Rahmen 
der Tsunami-Hilfe zum zweitgrößten Geber unter den DAC-Mitgliedern. 

Die Hilfsaktionen im Überblick: Bei den Zusagen der Bundesregierung handelte es sich um zusätzliche Mittel. 
Von der Gesamtsumme von 634 Mio. US-$ zahlte Deutschland 30 Mio. US-$ in den ersten neun Monaten nach der 
Katastrophe als Not- und Übergangshilfe aus. Diese Gelder bestanden ausschließlich aus Sondermitteln, die nicht in 
den bereits bestehenden Budgets vorgesehen waren, und liefen über VN-Einrichtungen im Rahmen des so genannten 
Flash Appeal. Not- und Übergangshilfe leisteten auch internationale und deutsche Nichtregierungsorganisationen, die 
Einsatzkräfte der Bundeswehr sowie die GTZ und die KfW. Parallel zur Nothilfe wurden Wiederaufbauanstrengungen 
eingeleitet. Gestützt auf die jeweiligen nationalen Wiederaufbaupläne der beiden Länder sagte die Bundesrepublik 
Indonesien 192 Mio. US-$ und Sri Lanka 148 Mio. US-$ zu. Weitere 294 Mio. US-$ wurden länderübergreifend zuge-
sagt, wovon 57 Mio. US-$ für die Einrichtung eines Seebeben-Frühwarnsystems bestimmt waren. Die Bundesrepublik 
wird sich zudem an dem Multi-Donor Trust Fund beteiligen, der von der Weltbank treuhänderisch verwaltet wird. Für 
die Gesamtkoordination der deutschen Tsunami-Hilfe ist ein interministerieller Arbeitsstab zuständig. 

Auftretende Probleme: Humanitäre Aktionen, wie sie als Reaktion auf Naturkatastrophen wie den Hurrikane 
Mitch und das Erdbeben von Bam gestartet wurden, können u.a. folgende Probleme aufwerfen: Zugesagte Mittel 
werden nicht immer tatsächlich bereitgestellt, bei den Aktivitäten werden häufig die lokalen Kapazitäten wie auch die 
Eigenverantwortung der jeweiligen Länder außer Acht gelassen, durch zweckgebundene Beiträge kann eine Art  
Lieferbindung eingeführt werden, die Nachhaltigkeit der Aktionen hängt schließlich davon ab, dass kontinuierliche 
Bedarfs- und Kapazitätsevaluierungen durchgeführt werden und dass in die Verringerung des Katastrophenrisikos 
investiert wird. Bis zum September 2005 waren 82 Mio. US-$ der von Deutschland zugesagten Summe ausgezahlt 
worden. Angesichts des beträchtlichen Umfangs seiner Zusagen wird für Deutschland ebenso wie für andere Geber die 
Herausforderung fortan darin bestehen, diese Zusagen in Auszahlungen umzusetzen und gleichzeitig sicherzustellen, 
dass hierdurch die in anderen Fällen erforderliche Nothilfe nicht eingeschränkt wird. 

Im Bereich der Leistungserbringung sollte Deutschland weitere Anstrengungen zur stärkeren Konzentration seiner 
Aktionen unternehmen und auf lokale Trägerschaft setzen. Im Rahmen der Planung der Programme und Aktivitäten ist 
Sensibilität bei der Behandlung der verschiedenen Konflikte geboten, weshalb Deutschland seine neuen Methoden und 
Leitsätze in diesem Bereich in vollem Umfang einsetzen sollte. Bei der Auswahl der Auftragnehmer, bei Ausschrei-
bungen und Beschaffungen sollte keine Lieferbindung bestehen, und lokale Unternehmen sollten bevorzugt werden. 
Ferner müssen Maßnahmen zur Verfolgung der Auszahlungen und zur Korruptionsbekämpfung konzipiert und die 
Verringerung des Katastrophenrisikos als klar artikuliertes Ziel integriert werden. Darüber hinaus sollte die Bundes-
republik die von Gebergruppen gemeinsam durchgeführten Evaluierungen der Tsunami-Hilfe voll nutzen. 

 
 

Die Erhöhung der realen ODA-Leistungen zu Gunsten der Entwicklungsländer stellt eine 
Herausforderung dar 

Ein erheblicher Teil des jüngsten Anstiegs der ODA-Leistungen ist dem Prozess der Schulden-
erlasse im Rahmen der HIPC-Initiative (Highly Indebted Poor Countries Initiative) zuzuschreiben. Die 
zur Lösung der Schuldenfrage bestimmten ODA-Leistungen erhöhten sich von 3-5% des gesamten 
ODA-Bruttovolumens im Zeitraum 2000-2001 auf 18% in den Jahren 2002 und 2003, bevor sie 2004 
wieder auf 9% absanken. 2005 könnten sich die Schuldenerlasse für den Irak stark in den deutschen 
ODA-Leistungen niederschlagen: Bis zu 2,2 Mrd. US-$ davon könnten als ODA angerechnet werden, 
was 29% des ODA-Gesamtvolumens (Stand von 2004) entspräche2. Angesichts des Umfangs der 
Schuldenerleichterungen innerhalb der deutschen ODA war der Anstieg der ODA-Leistungen bislang 
kaum auf zusätzliche Haushaltsmittel zurückzuführen, mit denen neue Gelder in die Entwicklungsländer 
                                                      
 2.  Laut den Schätzungen des DAC-Sekretariats, unter der Voraussetzung, dass das IWF-Programm bis Ende 2005 

genehmigt wird. 
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geflossen wären; allerdings könnten durch die Verringerung der Schuldendienstleistungen in den 
fraglichen Ländern u.U. Haushaltsmittel für Entwicklungszwecke freigesetzt werden (was davon 
abhängt, inwieweit die erlassenen Schulden zuvor tatsächlich bedient wurden). 

Gemäß den Schätzungen der Bundesregierung werden die Schuldenerlassmaßnahmen wahr-
scheinlich bis 2008 nach unten tendieren. Danach wird das ODA-Volumen durch Mobilisierung 
zusätzlicher Haushaltsmittel und Einsatz innovativer Finanzierungsinstrumente erhöht werden müssen. 
Im Hinblick darauf muss die neue Regierung noch einen Planungsrahmen für die Aufstockung der 
ODA-Leistungen erstellen und verabschieden. Ein solcher Planungsrahmen ist nötig, um einen 
besseren Überblick über den voraussichtlichen Anstieg der künftigen ODA-Leistungen zu gewinnen, 
umfangreiche zusätzliche Haushaltsmittel einzuplanen und dabei die Personalerfordernisse zur Ver-
waltung eines rasch expandierenden Programms berücksichtigen zu können. Die Aufstellung eines 
solchen Plans scheint umso wichtiger, als Deutschland keinen Gesamtetat für die ODA-Leistungen 
hat3; das ODA-Gesamtvolumen wird ex post durch Addition der gemäß den DAC-Richtlinien als ODA 
anrechenbaren Auszahlungen der verschiedenen Ministerien und der Bundesländer berechnet. 

Im Vergleich zu dem bescheidenen Wachstum der ODA-Leistungen in den vergangenen fünf 
Jahren ist die öffentliche Hilfe (OA) zwischen 2000 und 2004 rasch von 0,6 Mrd. US-$ auf 1,4 Mrd. 
US-$ gestiegen (Tabelle B.1). Deutschland spielte eine wichtige Rolle als Geber für die mittel- und 
osteuropäischen Länder sowie die ehemalige Sowjetunion. Da einige dieser Länder voraussichtlich der 
EU beitreten werden, ist es wichtig, dass Deutschland über den Umfang seines Engagements in dieser 
Region sowie Möglichkeiten zur Freisetzung von OA-Mitteln für ODA-Zwecke nachdenkt. 

Bilaterale Zusammenarbeit: Politik und Allokation 

Ungefähr zwei Drittel der deutschen ODA-Bruttoleistungen entfielen in der Vergangenheit auf 
die bilaterale Zusammenarbeit. Im Jahr 2004 belief sich der bilaterale Anteil an den deutschen ODA-
Leistungen auf 58%, gegenüber 42% für die multilateralen Leistungen, die in diesem Jahr auf Grund 
umfangreicher Beitragszahlungen an die Weltbank höher ausfielen als üblich. 

Auf die „Technische Zusammenarbeit“ entfielen 2004 28% der gesamten ODA-Bruttoleistungen 
(Tabelle B.2), womit sie weiterhin den wichtigsten ODA-Posten darstellt (bei rund einem Viertel 
davon handelt es sich um kalkulatorische Studienplatzkosten). Der Anteil der „Projekt- und Programm-
hilfe“ an der ODA ist, wenn man die „neuen Entwicklungskredite“ hinzurechnet, die hauptsächlich zur 
Finanzierung von Projekten dienen, in Wirklichkeit höher als aus den Statistiken ersichtlich (13% statt 
7%). Die „schuldenbezogenen Maßnahmen“ (9%) haben sich infolge der HIPC-Initiative zu einem 
wichtigen Instrument der ODA entwickelt. Der Posten „Not- und Soforthilfe“ ist mit 2% im Vergleich 
zum DAC-Durchschnitt von 7% relativ niedrig. 

Änderungen in der Zusammensetzung der Finanziellen Zusammenarbeit 

Seit der letzten DAC-Prüfung haben neue Entwicklungskredite sowohl in absoluter als auch in 
relativer Rechnung abgenommen: Sie verringerten sich von 905 Mio. US-$ (13% des ODA-Brutto-
gesamtvolumens) im Jahr 2000 auf 607 Mio. US-$ im Jahr 2004 (8%), mit einem Tiefstand von  
474 Mio. US-$ (7%) im Jahr 2003. Die am wenigsten entwickelten Länder (LDC) erhalten grundsätz-
lich nur Zuschüsse. Anderen Entwicklungsländern werden zinsverbilligte Kredite zu IDA-Konditionen 

                                                      
 3.  Der bestehende mittelfristige Ausgabenrahmen (der sich über das laufende sowie die vier folgenden Finanzjahre 

erstreckt) gilt für den Haushalt des BMZ und bezieht sich weder spezifisch auf die ODA-Leistungen, noch erfasst er die 
Gesamtheit der ODA-Leistungen. 
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(Länder der unteren Einkommensgruppe) oder Standardkonditionen (sonstige Länder) eingeräumt. Für 
bestimmte Bereiche werden allerdings allen Entwicklungsländern Zuschüsse gewährt (z.B. für gezielte 
partizipative Armutsbekämpfungsmaßnahmen, Umweltschutz, Grundbildung und Berufsbildung sowie 
Gesundheitsversorgung einschließlich Bevölkerungsprogrammen). Folglich besteht über die Hälfte der 
für die Finanzielle Zusammenarbeit bestimmten Mittel in Deutschland aus Zuschüssen.  

Der Großteil der Mittel für die Finanzielle Zusammenarbeit stammt zwar vom BMZ, die KfW mobi-
lisiert jedoch zunehmend eigene Mittel, womit, wie aus Tabelle 1 ersichtlich, ein signifikanter Hebel-
effekt auf die ODA-Leistungen entsteht. Die zusätzlichen Mittel beliefen sich 2004 auf 621 Mio. Euro 
(im Vergleich zu 392 Mio. Euro im Jahr 2001), wovon über 70% als ODA anzurechnen sind. 

Tabelle 1   Zusammensetzung der Finanziellen Zusammenarbeit 
ODA/OA in Mio. Euro (2004) 

 BMZ-Haushaltsmittel Eigenmittel der KfW ODA/OA insgesamt 

 Zuschüsse Darlehen Darlehen ODA OA 

Zuschüsse 685 (685)   685 0 

Darlehen (zu IDA- und Standardkonditionen)  298 (295)  295 3 

Entwicklungskredite (Misch- und Verbund-
finanzierung, zinsverbilligte Kredite)2 

 321 (321) 461 (443) 764 18 

Förderkredite (zu Marktbedingungen)3   160     (0) 0 0 

Insgesamt 685 (685) 619 (616) 621 (443) 1 744 21 

Anmerkungen: 
1. In Klammern gesetzt sind die als ODA anrechenbaren Beträge. 
2. Entwicklungskredite setzen sich aus BMZ-Haushaltsmitteln und KfW-Mitteln zusammen. Bei zinsverbilligten Krediten werden 

Zuschüsse aus dem BMZ-Haushalt zur Senkung der auf KfW-Kredite zu zahlenden Zinssätze verwendet. Die daraus resultierenden 
Kredite sind gemäß den DAC-Richtlinien als ODA anrechenbar (die Zinszuschüsse selbst dürfen jedoch nicht als ODA verbucht  
werden, weil es sonst zu Mehrfachzählungen käme). Im Fall von Misch- und Verbundfinanzierungen werden KfW-Kredite durch aus 
BMZ-Haushaltsmitteln finanzierte Kredite ergänzt; die so entstehenden Darlehen entsprechen in Bezug auf den Vergünstigungsgrad den 
ODA-Kriterien. 

3. Förderkredite werden den „sonstigen öffentlichen Leistungen“ zugerechnet.  

 

Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft 

In Deutschland erstreckt sich die Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft auf ein breites Spektrum 
von Organisationen. Zwischen 1999 und 2003 lagen die an bzw. über Nichtregierungsorganisationen 
geleiteten ODA-Leistungen zwischen 439 und 471 Mio. US-$ (2002 wurde sogar vorübergehend eine 
Spitze von 514 Mio. US-$ erreicht) (Tabelle B.2), was rd. 6% des Bruttogesamtvolumens der ODA-
Leistungen entspricht. Im Verhältnis zum BMZ-Budget erhöhten sich die Mittelbereitstellungen 
zwischen 1998 und 2005 von 9% auf 12%. In Bezug auf die Höhe der Fördermittel und die Finanzierungs-
mechanismen unterscheidet das BMZ zwischen politischen Stiftungen (39% der gesamten Haushalts-
linie für die Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft), kirchlichen Organisationen (35%) und sonstigen 
Nichtregierungsorganisationen (rd. 20% bei Berücksichtigung verschiedener Unterkategorien wie 
Projekte in Entwicklungsländern, entwicklungsbezogene Bildungsarbeit, Soforthilfe usw.). Die Bundes-
regierung beteiligt sich nicht an der Basisfinanzierung der zivilgesellschaftlichen Organisationen, 
sondern stellt ausschließlich Mittel auf Grund spezifischer Programmvorschläge zur Verfügung. Die Höhe 
der Fördermittel für politische Stiftungen wird vom Bundestag alle drei Jahre unter Einbeziehung fünf 
verschiedener Ministerien festgelegt. Das BMZ ist die wichtigste Finanzierungsquelle für Aktivitäten 
dieser Stiftungen in Entwicklungsländern. Darüber hinaus erhalten Nichtregierungsorganisationen 
gewisse Finanzmittel aus dem Etat für humanitäre Hilfe des Außenministeriums und aus den Haushalten 
der Bundesländer, wobei diese Mittel hauptsächlich für Aktivitäten im Bereich der entwicklungs-
bezogenen Bildungsarbeit bestimmt sind. 
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Geographische Verteilung 

Verstärkte geographische Konzentration 

1998 beschloss das BMZ, die strategische Ausrichtung seiner bilateralen Zusammenarbeit durch 
Konzentration auf eine kleinere Gruppe von Kooperationsländern zu erhöhen und sich in jedem dieser 
Länder auf eine kleinere Zahl von Sektoren zu beschränken, um so die Effizienz und Effektivität der 
Entwicklungszusammenarbeit zu steigern. In die damals aufgestellte Liste der Kooperationsländer 
fanden statt zuvor 120 nur noch rd. 70 Länder Eingang. Die Unterscheidung zwischen „Schwerpunkt-
partnerländern“ und „Partnerländern“ hat keinen Einfluss auf die Höhe der Fördermittel, wirkt sich 
aber auf die Intensität der Zusammenarbeit und die Modalitäten der Programme aus. In Schwerpunkt-
partnerländern will das BMZ das gesamte entwicklungspolitische Instrumentarium Deutschlands 
einsetzen und sich auf bis zu drei „Schwerpunktbereiche“ konzentrieren, wohingegen sich die Zu-
sammenarbeit mit den Partnerländern auf einen Schwerpunktbereich beschränken soll. Die Umsetzung 
dieses Konzepts, einschließlich der Kriterien für die Auswahl der Schwerpunktpartnerländer und 
Schwerpunktbereiche, sowie seine Relevanz in Bezug auf die Armutsbekämpfung werden in Kapitel 3 
und 6 erörtert. 

2003 erhielten die Schwerpunktpartnerländer rd. 73% und die Partnerländer rd. 19% der gesam-
ten aufschlüsselbaren bilateralen ODA. Das deutet auf einen hohen Konzentrationsgrad hin. Die 
übrigen 8% der für die bilaterale Zusammenarbeit bestimmten ODA-Leistungen verteilten sich 
allerdings auf über 60 Länder. Darin eingeschlossen waren hohe Beträge für Schuldenerleichterungen 
(insbesondere für die Demokratische Republik Kongo) und für humanitäre Hilfe (z.B. Irak und 
Sudan), die natürlich definitionsgemäß nicht ausschließlich den Kooperationsländern vorbehalten 
werden kann. Ihren jüngsten Jahresberichten zufolge sind die KfW und die GTZ, die beiden wichtigsten 
Durchführungsorganisationen, immer noch in 113 bzw. 131 Ländern tätig. Während die Zusagen für 
Finanzielle Zusammenarbeit in den letzten Jahren streng auf Kooperationsländer begrenzt waren (was 
darauf schließen lässt, dass hier ein schrittweiser Ausstieg eingeleitet wurde), gehen im Rahmen der 
Technischen Zusammenarbeit weiterhin relativ hohe Beträge an eine Reihe von Nichtkooperations-
ländern4.  

Nach wie vor ungelöst ist ferner die Frage nach der optimalen Zahl von Kooperationsländern, 
was einerseits an den begrenzten Kapazitäten des BMZ vor Ort (Kapitel 5) und andererseits an der 
Notwendigkeit liegt, durch eine bessere Arbeitsteilung unter den Gebern zu effizienteren Formen der 
Leistungserbringung zu gelangen. Die Liste der Kooperationsländer (Tabelle 2) wurde seit der letzten 
DAC-Prüfung nicht mehr umfassend überprüft und ist de facto länger geworden (84 Länder), wenn 
man die Transformationsländer (hauptsächlich Länder in Süd-, Mittel- und Osteuropa sowie der 
ehemaligen Sowjetunion) hinzurechnet, bei denen die Hilfe in den meisten Fällen ODA-anrechenbar 
ist. Das BMZ hat auch eine Reihe potenzieller Kooperationsländer identifiziert, mit denen eine 
entwicklungspolitische Zusammenarbeit derzeit nicht oder nur sehr eingeschränkt möglich ist. Zudem 
könnte das Konzept der Ankerländer (Kapitel 1) das BMZ daran hindern, seinen geographischen 
Aktionsradius zu verringern, da es sich bei der Mehrzahl dieser Länder um wichtige Kooperations-
länder handelt. Das BMZ hat einen Prozess der Überarbeitung der Länderliste im Hinblick auf die sich 
abzeichnenden Herausforderungen im Bereich der Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit und 
eine effizientere Arbeitsteilung unter den Gebern eingeleitet.  

 

                                                      
 4.  Das schloss im Zeitraum 2003-2004 Beträge in Höhe von 5-15 Mio. US-$ für den Libanon, Malaysia, Argentinien, 

Venezuela, Angola, Kongo, Sudan, Togo und Simbabwe sowie von 28-38 Mio. US-$ für den Iran ein (hauptsächlich 
kalkulatorische Studienplatzkosten). 
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Tabelle 2   Kooperationsländer der deutschen Entwicklungszusammenarbeit 

Schwerpunktpartnerländer Partnerländer 

Europa 

Türkei (bis 2007-08)  

Nordafrika und Naher Osten 

Ägypten, Jemen, Marokko, Palästinensische Gebiete Algerien, Jordanien, Syrien, Tunesien 

Subsahara-Afrika 

Benin, Burkina Faso, Kamerun, Äthiopien, Ghana, 
Kenia, Malawi, Mali, Mosambik, Namibia, Ruanda, 
Sambia, Senegal, Südafrika, Tansania, Uganda 

Burundi, Côte d’Ivoire, Eritrea, Guinea, Lesotho, 
Madagaskar, Mauretanien, Niger, Nigeria, Tschad 

Potenzielle Kooperationsländer: Angola, Kongo (Demokr. Rep.), Sierra Leone, Simbabwe, Sudan, Togo 

Asien 

Afghanistan, Bangladesch, China, Indien, Indonesien, 
Kambodscha, Nepal, Pakistan, Philippinen, Vietnam 

Laos, Mongolei, Sri Lanka, Thailand, Timor-Leste 

 

Potenzielle Kooperationsländer:  Iran, Myanmar 

Lateinamerika 

Bolivien, El Salvador, Honduras, Nicaragua, Peru Brasilien, Chile, Costa Rica, Dominikanische  
Republik, Ecuador, Guatemala, Kolumbien, Kuba, 
Mexiko, Paraguay 

Potenzielle Kooperationsländer: Haiti 

MOE-Länder + Neue Unabhängige Staaten (ehem. Sowjetunion) 

Georgien Armenien, Aserbaidschan, Kasachstan, Kirgisistan, 
Tadschikistan, Usbekistan 

Sonderstatus: *Belarus, *Russische Föderation, *Ukraine 

Südosteuropa (Stabilitätspakt) 

Albanien, Bosnien und Herzegowina, Mazedonien 

 

Serbien (einschl. Kosovo) und Montenegro, *Bulgarien 
(2006), Kroatien (2009), *Rumänien (2006) 

Sonderstatus: Moldau 

*  Leistungen an diese Länder gelten nicht als ODA
5
 

Anmerkung: Ankerländer sind fettgedruckt (zu ihnen gehören ferner Argentinien und Saudi-Arabien). 

Es zeichnet sich eine Verlagerung zu Gunsten der ärmeren Länder ab 

Der afrikanische Kontinent (auf den 2004 34% der bilateralen ODA-Leistungen entfielen) steht 
unter den Empfängerregionen nach wie vor an erster Stelle (Tabelle B.3), gefolgt von Asien (32%), 
Amerika (22%), Europa (7%) und dem Nahen Osten (5%). Außer im Jahr 2003 blieb die regionale 
Verteilung während der vergangenen fünf Jahre weitgehend unverändert. Was das Einkommensniveau 
der Empfängerländer anbelangt, deuten die Statistiken indessen auf einen Wandel hin. Während bis 
2002 eine Präferenz für Länder der mittleren Einkommensgruppe festzustellen war, auf die über 50% 
der bilateralen ODA-Auszahlungen entfielen, belief sich deren Anteil 2004 nur noch auf 44% (was 

                                                      
 5. Gemäß der im Dezember 2005 revidierten DAC-Liste der Empfängerländer sind Leistungen an Belarus und die Ukraine 

ab der statistischen Erfassung der ODA-Leistungen 2005 als ODA anrechenbar. 
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mehr ist als der DAC-Durchschnitt von 40%). Die Auszahlungen an Länder der unteren Einkommens-
gruppe machten 2004 56% der bilateralen ODA aus (das ist weniger als der DAC-Durchschnitt von 
59%), wobei eine deutliche Zunahme der Kategorie „sonstige Länder der unteren Einkommensgruppe“ 
zu beobachten war (ihr Anteil erhöhte sich zwischen 2000 und 2004 von 22% auf 33%). 

Obwohl die Bundesregierung niemals offiziell einer bestimmten Kategorie von Ländern den Vorzug 
gegeben hat, bekennt sie sich doch zum VN-Ziel einer ODA-Quote von 0,15% des BNE für die am 
wenigsten entwickelten Länder (LDC). 2003 betrug diese Quote 0,10% und lag damit über dem DAC-
Durchschnitt von 0,08% (Tabelle B.6). Der Anteil der bilateralen Auszahlungen an LDC (der 2004 mit 
23% niedriger war als der DAC-Durchschnitt von 36%) blieb in den vergangenen fünf Jahren mit Aus-
nahme von 2003 weitgehend konstant. Das BMZ beabsichtigt, den Anteil der nach Afrika gehenden 
ODA-Leistungen durch die Allokation zusätzlicher Haushaltsmittel für Schwerpunktpartnerländer und 
Partnerländer in dieser Region zu erhöhen. In den letzten fünf Jahren schlug sich dies in einem jähr-
lichen Anstieg der Mittel um 1 Prozentpunkt nieder. Der außergewöhnlich hohe Anteil, der 2003 auf 
Subsahara-Afrika (43%) und LCD (35%) entfiel, erklärt sich aus dem Umfang der Schuldenerleichte-
rungen, die mehrheitlich (84%) Ländern in Subsahara-Afrika zugute kamen6, von denen die meisten 
zur Gruppe der LDC gehören. Aber auch Nicaragua profitierte 2003 und 2004 mit 9% bzw. 54% in 
erheblichem Maße von diesen Maßnahmen. Das hatte insofern eine Veränderung bei der Gruppe der 
fünf traditionell größten Empfänger (Indien, Indonesien, China, Ägypten und Türkei) zur Folge, als im 
Zeitraum 2003-2004 der Kongo, Kamerun und Nicaragua auf der Liste auftauchten (Tabelle B.4).  

Angesichts der langen Tradition deutscher Entwicklungszusammenarbeit mit Ländern der mittleren 
Einkommensgruppe sowie des neuen Konzepts der Ankerländer, auf das in Kapitel 1 eingegangen 
wurde, sollte das BMZ damit fortfahren, die Höhe der Fördermittel, die Schwerpunktbereiche und den 
Mix der Instrumente und Modalitäten zu evaluieren, die zur Förderung der Millenniumsziele in diesen 
Ländern erforderlich sind. Im Rahmen der derzeitigen Diskussion über die Ankerländer beabsichtigt 
Deutschland, das Volumen der Zuschüsse zu senken und dafür zu sorgen, dass z.T. Marktmittel an die 
Stelle öffentlicher Haushaltsmittel treten, da viele dieser Länder zur Finanzierung ihrer Entwicklung 
inzwischen besseren Zugang zu den privaten Kapitalmärkten haben. 

Sektorale Verteilung 

In der sektoralen Verteilung der deutschen Entwicklungszusammenarbeit (Tabelle B.5) tritt eine 
starke Ausrichtung auf soziale Infrastruktur und Dienstleistungen zu Tage, wobei die wichtigsten 
Bereiche Bildung, Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung sowie Staat und Zivilgesellschaft sind. 
Die Förderung von wirtschaftlicher Infrastruktur, Dienstleistungen7 und Fertigungssektoren ist weiter-
hin rückläufig. Die Festlegung prioritärer Bereiche im Zusammenhang mit der Armutsbekämpfung, 
einschließlich Deutschlands Unterstützung für soziale Grunddienste, wird in Kapitel 3 behandelt. 

Die kalkulatorischen Studienplatzkosten fallen zunehmend ins Gewicht 

Die Bildung ist nach wie vor der wichtigste Sektor, der durch Leistungen der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit unterstützt wird (18% der gesamten bilateralen ODA im Zeitraum 2003-2004). 
Bei fast 70% der Leistungen für den Bildungssektor handelt es sich um die kalkulatorischen Kosten, 
die den Bundesländern durch die Bereitstellung von Studienplätzen für Studenten aus Entwicklungs-

                                                      
 6.  2003 waren die wichtigsten Länder, die in den Genuss von Schuldenerlassen (einschließlich Umschuldungen) kamen: 

Demokratische Republik Kongo (531 Mio. US-$), Kamerun (279 Mio. US-$), Sambia (195 Mio. US-$), Tansania  
(58 Mio. US-$), Madagaskar (49 Mio. US-$) und Côte d’Ivoire (36 Mio. US-$). 

 7.  Die hier verzeichnete Abnahme ist hauptsächlich auf eine Verlagerung der Zuständigkeiten, insbesondere im Verkehrs-
sektor, auf die Europäische Gemeinschaft zurückzuführen. 
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ländern entstehen. Dabei handelt es sich um einen vergleichsweise großen Teil der ODA-Leistungen, 
der nicht direkt zur Stärkung der Bildungssysteme in den Entwicklungsländern beiträgt und u.U. auch 
nur begrenzte Effekte auf den Kapazitätsaufbau im Bildungssektor hat. Deutschland gehört zu den 
wenigen DAC-Ländern, die erhebliche Beträge an kalkulatorischen Studienplatzkosten unter den 
ODA-Leistungen verbuchen. Diese Kosten sind von 323 Mio. US-$ im Jahr 2000 (was 6% der gesam-
ten ODA-Bruttoleistungen entspricht) kontinuierlich auf 774 Mio. US-$ (bzw. 9% der gesamten ODA-
Bruttoleistungen) im Jahr 2004 gestiegen. Nach der Hochschulreform und der Einführung international 
anerkannter Studienabschlüsse in Deutschland Ende der neunziger Jahre stieg die Zahl der ausländi-
schen Studenten, auch aus Entwicklungsländern. Die Länder, die 2003 am stärksten hiervon profitierten, 
waren China (130 Mio. US-$), Kamerun (39 Mio. US-$), Marokko (35 Mio. US-$), die Türkei (35 Mio. 
US-$), der Iran (27 Mio. US-$), Indien (25 Mio. US-$), Indonesien (17 Mio. US-$), Syrien (12 Mio. 
US-$), Georgien (11 Mio. US-$) und Tunesien (11 Mio. US-$). Auf sie entfiel fast die Hälfte der 
gesamten als kalkulatorische Studienplatzkosten ausgewiesenen ODA-Leistungen, die andere Hälfte 
verteilte sich auf über 100 verschiedene Länder. 

Entsprechend den Empfehlungen des letzten DAC-Prüfberichts hat Deutschland 2002 die Berech-
nungsmethoden für diese Kosten geändert. Bestimmte Studienfächergruppen (Sprach- und Kulturwis-
senschaften, Sport- sowie Kunstwissenschaften) werden seitdem nicht mehr berücksichtigt, ebenso 
wenig wie Studenten, die nach dem Studienabschluss dank einer „IT-Greencard“ in Deutschland 
bleiben. Bis vor kurzem war es für ausländische Studenten schwierig, nach Abschluss ihres Studiums 
eine andere Arbeitserlaubnis als eine IT-Greencard zu erhalten. Die zuständigen Stellen mussten sich 
daher in Deutschland keine Gedanken darüber machen, ob die Studenten in ihre Heimat zurückkehrten 
oder nicht. In Zukunft werden sie jedoch darauf achten müssen, dass bei den kalkulatorischen  
Studienplatzkosten auch solche Studenten ausgeklammert bleiben, die eine Arbeitsgenehmigung 
gemäß dem neuen Zuwanderungsgesetz erhalten, das zum 1. Januar 2005 in Kraft trat.  

Multilaterale Entwicklungszusammenarbeit 

Der multilaterale Anteil an der deutschen ODA belief sich 2004 auf 42%, was deutlich mehr ist als 
der DAC-Durchschnitt von 24% (bzw. 32% für die EU-Mitgliedsländer unter den DAC-Mitgliedern) 
und hauptsächlich aus den hohen Beitragszahlungen an die Weltbank resultiert. Dieser Anteil bewegte 
sich in den vergangenen fünf Jahren innerhalb einer Bandbreite von 30-42%, obgleich Deutschlands 
multilaterale Leistungen traditionell rund ein Drittel der gesamten ODA-Bruttoleistungen ausmachen. 
Der parlamentarische Haushaltsausschuss erachtet eine Obergrenze von 30% für die multilateralen 
Beiträge des BMZ als angemessen. Für die multilaterale Zusammenarbeit, einschließlich der Beiträge 
für die Internationalen Finanzierungsinstitute, ist überwiegend das BMZ zuständig. Wie in den 
meisten EU-Mitgliedstaaten ist auch in Deutschland eines der Hauptmerkmale der multilateralen 
Entwicklungszusammenarbeit die vorherrschende Stellung des europäischen Beitrags.  

Für eine stärkere Integration der multilateralen und bilateralen Zusammenarbeit 

Um ihre internationalen Ziele und Engagements erfüllen zu können, richtet die Bundesregierung 
verstärkte Aufmerksamkeit auf die multilaterale Zusammenarbeit. Das BMZ ist dabei, in seinem 
Konzept für die multilaterale Zusammenarbeit eine Umorientierung von der Ausrichtung auf das 
Mandat der internationalen Einrichtungen und Globalen Fonds zum Kriterium der Effektivität zu 
vollziehen. In der Vergangenheit hat Deutschland eine Vielzahl internationaler Einrichtungen wegen 
des objektiven Werts ihres jeweiligen Mandats unterstützt. Seitdem haben sich die meisten dieser 
Institutionen – häufig auf diverse Ersuchen ihrer Mitgliedstaaten hin – in Multifunktionsorganisationen 
verwandelt, was dazu geführt hat, dass sie einerseits ihre ursprüngliche Zielfokussierung verloren 
haben und es andererseits zu Kompetenzüberschneidungen kam. In den vom BMZ ausgearbeiteten 
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multilateralen Strategien sind die Bereiche der Armutsbekämpfung festgelegt, in denen das Ministerium 
die Tätigkeit der internationalen Einrichtungen im Interesse einer größeren Kohärenz bei der Um-
setzung der vereinbarten Politiken beobachten will. Das BMZ evaluiert außerdem die Leistung der 
multilateralen Institutionen, indem es entweder eigene Beurteilungen in Auftrag gibt oder sich an 
gemeinsamen geberseitigen Evaluierungen beteiligt. Bislang werden Ergebnisevaluierungen noch 
nicht als Richtschnur für Entscheidungen über das Förderniveau verwendet. Deutschland ist sich 
darüber im Klaren, dass die Leistung einiger Organisationen zu wünschen übrig lässt, zieht es jedoch 
vor, diese weiterhin zu unterstützen, um ihnen bei den notwendigen Reformen zu helfen.  

Die verbesserte Kohärenz von multilateraler und bilateraler Zusammenarbeit ist eines der Grund-
prinzipien des Aktionsplans 2015. Durch die Reform der Aufbau- und Ablauforganisation des BMZ 
im Jahr 2003, bei der drei große Abteilungen geschaffen wurden, in denen jeweils bilaterale, multilate-
rale und sektorale Aufgabenbereiche zusammengefasst sind (Kapitel 5), soll eine umfassendere und 
konstantere Unterstützung der internationalen Organisationen gewährleistet werden. Eine verstärkte 
Präsenz vor Ort (Kapitel 5 und 6) ermöglicht es dem BMZ außerdem, effektiver an den Verfahren des 
Politikdialogs mit den Partnerländern und der Koordination mit den anderen Gebern, einschließlich der 
multilateralen Organisationen, teilzunehmen. 2004 wurden spezifische Leitlinien für eine bessere Koordi-
nation der bilateralen und multilateralen Entscheidungsfindung im BMZ aufgestellt. Dazu gehört auch 
eine gewisse Monitoringrolle für die Länderteams sowie die Referenten und Referentinnen für Entwick-
lungszusammenarbeit, die an den deutschen Botschaften der Partnerländer damit beauftragt sind, vor Ort 
an den Konsultationen im Zusammenhang mit der Ausarbeitung der Länderstrategien wichtiger multilate-
raler Stellen teilzunehmen und der BMZ-Zentrale regelmäßig über die Aktivitäten dieser Organisa-
tionen zu berichten. Um seinen Einfluss zu optimieren, wird das BMZ bestrebt sein, weitere Über-
legungen darüber anzustellen, wie es möglichst frühzeitig schnell und effizient in den Entscheidungs-
prozess dieser Organisationen eingreifen kann. Dazu wird es u.U. notwendig sein, die Rolle der GTZ 
und der KfW in Anbetracht ihrer weitreichenden Erfahrung im Durchführungsbereich auszubauen und 
direkte Kontakte zwischen dem BMZ-Außenpersonal und den Vertretern der Bundesrepublik in den 
Führungsgremien der betreffenden Organisationen zu erleichtern. Ein weiterer Punkt, dem mehr 
Aufmerksamkeit gebührt, ist die Frage, wie die Erfahrungen der multilateralen Einrichtungen am 
besten genutzt werden können und wie dafür gesorgt werden kann, dass deren Know-how und die von 
ihnen entwickelten besten Praktiken im gesamten System der deutschen Entwicklungszusammenarbeit 
Verbreitung finden. 

Umfangreiche Beitragszahlungen spiegeln nicht unbedingt strategische Entscheidungen wider 

Europäische Entwicklungszusammenarbeit 

Deutschlands Beitragszahlungen an die Europäische Gemeinschaft (EG)8 stellen den wichtigsten 
Einzelposten seiner multilateralen ODA dar (rd. 60% der multilateralen Leistungen bzw. durchschnittlich 
20% der gesamten ODA-Bruttoleistungen). Deutschlands Beitragszahlungen sind in absoluter Rechnung 
die höchsten aller EU-Mitgliedsländer, und sie haben seit 2001 infolge des jüngsten beschleunigten 
Anstiegs der EEF-Auszahlungen zugenommen. In relativer Rechnung war der Anteil der EG-Finanzierung 
an der gesamten ODA in sieben EU-Ländern höher und in sieben weiteren niedriger als in Deutsch-
land. Damit liegt Deutschland (neben Frankreich und dem Vereinigten Königreich) im Mittelfeld der 
EU-Mitglieder, die die EG als bevorzugtes Instrument der Entwicklungszusammenarbeit nutzen. Die 
Bundesrepublik trägt zur Debatte über die Effektivität der europäischen Entwicklungszusammenarbeit 
durch ihre Fokussierung auf das Prinzip der Komplementarität bei. Sie setzt sich für eine bessere 
Arbeitsteilung und eine verstärkte Koordination vor Ort zwischen der EG und den Mitgliedstaaten 
sowie für eine weitergehende Dezentralisierung der Verwaltung der europäischen Entwicklungs-
                                                      
 8.  Sie umfassen die Beitragszahlungen für den Europäischen Entwicklungsfonds (EEF) sowie für die entwicklungsbezogenen 

Aktivitäten im ordentlichen Haushalt der Europäischen Kommission. 
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zusammenarbeit ein. Nach den beiden Besuchen des DAC-Prüfteams in Nicaragua und Äthiopien 
(Kapitel 6) muss Deutschland erst noch konkret zeigen, wie die Komplementarität zwischen der Arbeit 
der EG und den deutschen Programmen strategisch und operationell zu einer Realität werden kann. 

Internationale Finanzinstitutionen 

Als drittgrößter Beitragszahler nach den Vereinigten Staaten und Japan – gemessen an den kumu-
lierten Beitragszahlungen bis zur 13. Wiederauffüllung der Mittel der Internationalen Entwicklungs-
organisation (IDA) – lässt Deutschland der Weltbankgruppe starke Unterstützung zukommen. Auf ihre 
Beiträge an die Weltbankgruppe entfallen durchschnittlich 6% der gesamten deutschen ODA9, was 
etwas mehr ist als der Prozentsatz für die DAC-Mitglieder insgesamt von 4%. Der prozentuale Anteil 
der Finanzierungsmittel, die Deutschland für die regionalen Entwicklungsbanken zur Verfügung stellt 
(2% der gesamten ODA), deckt sich mit dem globalen DAC-Anteil. Deutschland hat sich aktiv an der 
internationalen Debatte über den Post-Washington-Konsens beteiligt und betont in seiner Strategie für 
die Zusammenarbeit mit der Weltbank die Notwendigkeit einer stärkeren Fokussierung auf länder-
spezifische institutionelle Reformen. 

VN-Einrichtungen 

Die Gesamtbeitragszahlungen Deutschlands an VN-Einrichtungen bilden den kleinsten Posten 
seiner multilateralen ODA. Die Mittel zu Gunsten von VN-Einrichtungen sind gegenüber ihrem 
Höchststand von 597 Mio. US-$ im Jahr 2001 nach der deutlichen Zunahme von Ende der neunziger 
Jahre wieder gesunken. Im Verhältnis zu den ODA-Bruttoauszahlungen insgesamt sind die Beitrags-
zahlungen für VN-Einrichtungen zwischen 2000 und 2003 von 7% auf 4% zurückgegangen, was 
weniger ist als die Gesamtquote der DAC-Mitglieder, die bei 6% liegt. Die Finanzierung der  
VN-Einrichtungen folgt keinem klaren Präferenzschema: UNDP, WHO, WEP, FAO, UNFPA und das 
VN-Sekretariat sind die wichtigsten Empfänger; auf sie entfielen im Zeitraum 2003-2004 47% der 
gesamten Beiträge an VN-Einrichtungen, wobei die Anteile der einzelnen Einrichtungen zwischen 5% 
und 11% lagen. Die übrigen 53% verteilten sich auf verschiedene andere Einrichtungen. 

Das BMZ räumt ein, dass die Mittel für die VN-Einrichtungen erhöht werden könnten (u.a. durch 
Beiträge für humanitäre Hilfe), um dem verstärkten multilateralen Strategiekonzept der Bundesrepu-
blik besser Rechnung zu tragen wie auch der wichtigen Rolle, die die VN-Einrichtungen in einer 
zunehmend globalisierten Welt spielen können. Auf Grund von Haushaltsrestriktionen war es dem 
Ministerium jedoch bislang nicht möglich, diesbezügliche Änderungen vorzunehmen. Deutschlands 
relative Beiträge sind deutlich niedriger als die der Vereinigten Staaten und Japans, bewegen sich 
jedoch in der Nähe der Beiträge der anderen EU-Mitglieder (namentlich Dänemark, Niederlande, 
Schweden und Vereinigtes Königreich)10.  

Erwägungen im Blick auf die Zukunft 

• Deutschland muss sich der Herausforderung stellen, die mit der Verpflichtung auf das 0,7%-Ziel 
verbunden ist, insbesondere durch Mobilisierung von Haushaltsmitteln wie auch innovativen 
Finanzierungsquellen ab dem Jahr 2007, wenn die Schuldenerleichterungsmaßnahmen aus-
laufen. Dazu bedarf es eines Stufenplans zur Aufstockung der ODA-Mittel, in dem klar 
festgelegt ist, wie viel über zusätzliche Haushaltsmittel und wie viel über innovative Finanzie-
rungsquellen finanziert werden soll, vor allem aber wie und gemäß welchen Allokations-
kriterien (Länder, Sektoren, Instrumente und Modalitäten, einschließlich der Aufteilung zwischen 

                                                      
 9.  2004 betrug dieser Anteil wegen außergewöhnlich hoher Zahlungen an die IDA 13%. 
10. Vgl. Tabelle 15 des Berichts Entwicklungszusammenarbeit (OECD, 2005). 
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multilateralen und bilateralen Leistungen) die ODA-Leistungen gewährt werden sollen. Ein 
solcher Plan wäre auch im internationalen Kontext der ODA-Aufstockung notwendig, wo es 
eines besseren Informationsaustauschs zwischen den Gebern bedarf, damit die Entwicklungs-
länder die externen Mittel besser vorausplanen können und die Komplementarität der geber-
seitigen Unterstützung sichergestellt werden kann.  

• Deutschland muss seine Bemühungen fortsetzen, in Bezug auf die geographische und  
thematische Konzentration seiner Aktivitäten einen strategischeren Ansatz zu verfolgen, der 
dem „überwölbenden“ Ziel der Armutsbekämpfung besser gerecht wird. Auch müssen weitere 
Überlegungen über das richtige Verhältnis zwischen Ländern der mittleren und der unteren 
Einkommensgruppe sowie über den besten Länder- und Instrumenten-Mix angestellt werden, 
damit Deutschland in der Lage ist, einen effektiveren Beitrag zur Armutsbekämpfung und zur 
Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele zu leisten. 

• Die Bedeutung der kalkulatorischen Studienplatzkosten im Rahmen der deutschen ODA hat 
seit 2001 zugenommen. Angesichts der nunmehr größeren Möglichkeiten für ausländische 
Studenten, nach dem Studium in Deutschland zu bleiben, ist es wichtig, dass die Regierungs-
stellen die Erfassung dieser Kosten weiterhin genau beobachten. 

• Die in Bezug auf die multilateralen Stellen und Globalen Fonds eingeleitete Umorientierung 
vom Konzept des „Mandats“ zu dem der „Effektivität“ könnte sich noch besser in der Alloka-
tionspolitik niederschlagen und u.U. ein geeigneteres Rahmenkonzept für die multilaterale 
Kooperation erforderlich machen, das ex ante auf den richtigen Kriterien und ex post auf ver-
lässlichen Methoden zur Bewertung der Effektivität, vorzugsweise in Zusammenarbeit mit 
anderen Gebern, beruht. 


